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„KOPP-Kongress” in 
Augsburg 


AUGSBURG. Der „KOPP-Verlag“ aus 
Rottenburg will am 29. Oktober einen 
„Geopolitik- Kongress“ im Augsburger 
Kongress am Park durchführen. Unter 
dem Motto „Geopolitik - Warum die 
Welt keinen Frieden findet!“ will der 
Kongress u.a. über die „Förderer der 
Massenzuwanderung‘“ und „ihre wahren 
Motive“ aufklären sowie über die „Rolle 
angloamerikanischer Denkfabriken bei 
der Manipulation der öffentlichen Mei- 
nung“ informieren, heißt es in der Wer- 
bung für den Kongress. Als Referenten 
angekündigt werden Friederike Beck von 
der „Gesellschaft für internationale Frie- 
denspolitik“, Wolfgang Effenberger, Mit- 
autor des Buches „Pax americana“, die 
KOPP-Autoren 
F. William Engdahl und Peter Orze- 
chowski sowie der Publizist Dr. Daniele 
Ganser. 
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Neue Fraktion in Dormagen 


DORMAGEN/KREIS NEUSS. Norbert 
Back, Stadtrat in Dormagen und ehema- 
liger Aktivist der selbsternannten „Bür- 
gerbewegung pro NRW“, bildet mit dem 
der AfD-Abspaltung „Alfa“ zugehörigen 
Stadtrat Markus Roßdeutscher künftig 
eine gemeinsame Fraktion. Roßdeut- 
scher, der den Fraktionsvorsitz über- 
nimmt, spricht von einem „Zweckbünd- 
nis“. Wenn es ums Geld gehe, spiele „of- 
fensichtlich auch für „Alfa“ die politisch 
korrekte Abgrenzung nach rechts keine 
Rolle mehr“, kommentiert „Pro NRW“ 
diesen Zusammenschluss. 
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Ausstellung eröffnet 


Schleiden. Am 11. September hat die Be- 
treibergesellschaft „Vogelsang IP“ die 
lange angekündigte Ausstellung über die 
ehemalige „NS-Ordensburg Vogelsang“ 
in der Eifel eröffnet. Unter der Über- 
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Nazi-Gewalt Stoppen 
in Dortmund und aswol 


Es war ein eindrucksvolles und 

friedliches Zeichen, welches die 

„Kampagne „Es reicht — Rechte 
Gewalt stoppen in Dortmund und anders- 
wo“ am Samstag in Dortmund setzte. In 
der Spitze mit 2000 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern war der Demozug in der 
Nordstadt und der City unterwegs. 


Mehr als 40 antifaschistische und 
bürgerliche Gruppen riefen zur Teil- 
nahme auf 

40 Gruppen, Parteien und Institutionen 
hatten dazu aufgerufen — einen so breiten 
und vielfältigen Zusammenschluss aus 
antifaschistischen Gruppen und bürgerli- 
chen Kräften hat es lange nicht (noch 
nie?) in Dortmund gegeben. 

Die VeranstalterInnen wollten unab- 
hängig von einem Neonazi-Aufmarsch 
ein politisches Zeichen setzen. Sie be- 
suchten daher u.a. Tatorte rechter Gewalt, 
um auf das Problem der Neonazi-Gewalt 
zu sprechen zu kommen. 

Denn die Übergriffe und Gewalttaten 
haben in den vergangenen Wochen erneut 
deutlich zugenommen. Vermeintliche po- 
litische Gegner, aber auch Flüchtlingshel- 
ferInnen und JournalistInnen geraten wie- 
der zunehmend ins Visier der Neonazis. 

Wie das enden kann, machte die Demo- 
route mehr als deutlich: Schließlich steu- 
erten die DemonstrantInnen den Tatort 
des Mordes am türkischen Kioskbesitzers 
Mehmet Kubasik in der Nordstadt sowie 
den Tatort des Mordes am Punker Tho- 
mas Schulz (‚„Schmuddel“) am U-Bahn- 


hof Kampstraße an. Insgesamt fünf Mor- 
de in Dortmund gingen zwischen 2000 
und 2006 auf das Konto von Neonazis. 
Eindrucksvolles Schweigen für die 
Opfer rechter Gewalt in der Nord- 
stadt 

Beeindruckend war vor allem die 
Schweigeminute auf der Mallinckrodt- 
straße: Wie als wenn man einen Schalter 
umgelegt hatte, hätte man trotz der 2000 
TeilnehmerInnen die sprichwörtliche 
Stecknadel fallen hören können. 

Auch der Startpunkt war passend ge- 
wählt: Los ging es auf der Nordseite des 
Hauptbahnhofs: In Sichtweite des NSU- 
Mahnmals wie auch der Mahn- und Ge- 
denkstätte Steinwache wurde an rechtsex- 
treme Gewalt damals wie heute erinnert. 

Die TeilnehmerInnen erinnerten außer- 
dem auch an die durch einen Neonazi er- 
mordeten drei Polizisten — allerdings liegt 
der Gedenkstein dafür in Brackel und da- 
mit außerhalb der Laufweite der Demo. 

„Wir werden die Serie rechter Gewalt 
stoppen und uns nicht einschüchtern las- 
sen, sondern stehen Seite an Seite mit den 
Opfern und ZeugInnen rechter Gewalt“, 
machten die TeilnehmerInnen in den Re- 
debeiträgen deutlich. Das Motto: „Getriof>” 
fen wird Einer — gemeint sind wir aber 
Alle.“ 


Eintreten für eine weltoffene Gesell- 
schaft, in der Faschisten nichts zu 
melden haben 

Gemeinsam traten sie für eine weltoffene 
Gesellschaft ein. Und die Botschaft an 
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schrift „Bestimmung: Herrenmensch. 
NS-Ordensburgen zwischen Faszination 
und Verbrechen“ wollen sich die Betrei- 
ber auf 750 Quadratmetern an den unter- 
schiedlichsten Aspekten der NS-Ordens- 
burgen abgearbeitet haben. Untersucht 
wurden Anspruch und Wirklichkeit des 
elitären NS-Schulsystems und was aus 
den Schülern geworden ist, von denen 
viele später in den Verwaltungen der von 
den Nazis besetzten Länder eingesetzt 
wurden und z.B. als Gebietskommissare 
für die Ermordung zigtausender Men- 
schen verantwortlich waren. Öffnungs- 
zeiten: Täglich von 10 bis 17 Uhr. Ein- 
tritt: 8 Euro. www.vogelsang-ip.de. 
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Neuer Dachverband 


JENA. Knapp 30 Burschenschaften wol- 
len sich vom 30. September bis 3. Okto- 
ber in Jena zu einem neuen Dachverband 
unter dem Namen „Allgemeine Deutsche 
Burschenschaft“ zusammenschließen. 
Die Studentenverbindungen hatten mit 
der Austrittswelle ab 2012 den alten 
Dachverband „Deutsche Burschen- 
schaft‘ verlassen. 
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„Die Aktivisten sollen 
eingeschüchtert werden” 


Düsseldorfer Antifaschisten sehen 
sich nach Aktionen des zivilen Unge- 
horsam mit Geldstrafen 
konfrontiert. Gespräch mit Mischa 
Aschmoneit 


Die Staatsanwaltschaft Düsseldorf hat 
Strafbefehle in Höhe von insgesamt 
210 Tagessätzen a 50 Euro gegen Tors- 
ten Nagel, den ehemaligen Geschäfts- 
führer der Falken Düsseldorf, und ge- 
gen Sie verhängt. Aus welchem 
Grund? 
Die Anklage stützt sich auf Aussagen 
von Zivilpolizisten, die gehört haben 
wollen, wie wir zu Blockaden eines Neo- 
naziaufmarsches und einer Rassisten- 
kundgebung aufgerufen haben sollen. In 
der Tat sind Torsten Nagel und ich in den 


vergangenen Jahren mehrfach Anmelder 
und polizeiliche Kooperationspartner 
von Demonstrationen des breiten Bünd- 
nisses „Düsseldorf stellt sich quer“ ge- 
wesen, das öffentlich zu Aktionen des zi- 
vilen Ungehorsams gegen die „Dügida“- 
Aufmärsche, aber auch gegen Kundge- 
bungen der Republikaner und der AfD 
aufgerufen hatte. Es hätte also keiner Zi- 
vilpolizisten bedurft, um das herauszu- 
finden. Die Staatsanwaltschaft Düssel- 
dorf macht jetzt allerdings aus Sitz- 
blockaden einen „Landfriedensbruch“ 
und will von Torsten Nagel 6000 Euro 
und von mir 4500 Euro erhalten — ersatz- 
weise 120 Tage bzw. 90 Tage Haft. 


Wie erklären Sie sich diesen Verfol- 

gungseifer? 

Innerhalb der Staatsanwaltschaft Düssel- 
dorf gibt es nicht 
wenige Personen, 
denen unser breites 
und aktionsorien- 
tiertes Bündnis 
DSSQ schon seit 
längerem ein Dorn 
im Auge ist. Ende 
vergangenen Jahres 
hatten wir zum Bei- 
spiel die interessan- 
te Situation, dass bei 
einer Sitzblockade gegen einen Neonazi- 
aufmarsch die Polizeiführung vor Ort die 
Räumung als unverhältnismäßig ansah, 
der anwesende Staatsanwalt jedoch eine 
Nötigung der Neonazis konstruierte und 
auf Räumung mittels Pfeffersprayeinsatz 
drängte. 

Die Aktivistinnen und Aktivisten von 
DSSQ sollen also eingeschüchtert wer- 
den, und das soll durch Polizeigewalt auf 
der Straße sowie durch juristische Straf- 
maßnahmen geschehen. Ob die handeln- 
den Personen in der Staatsanwaltschaft 
Düsseldorf das aus Gründen ihrer persön- 
lichen Nähe zur stärker werdenden AfD 
oder aus ihrem Verständnis der Funktion 
der Justiz im Staat des Kapitals heraus 
machen, ist dabei nebensächlich. 


Widerspricht dieses krasse Ausmaß an 


staatlicher Kriminalisierung denn 
nicht den bisherigen Appellen, auch 
der NRW-Landesregierung von SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen, Zivilcou- 
rage gegen Neofaschisten und Rassis- 
ten zu zeigen? 
Ja, das tut es. Und das bekommen auch 
viele mit, die bislang dieser Rhetorik 
Glauben geschenkt haben. Zugleich er- 
fahren wir Solidarität von Menschen aus 
den Regierungsparteien, die nicht einver- 
standen damit sind, was die NRW-Polizei 
und die NRW-Justiz gegen Antifaschis- 
ten und Antirassisten unternimmt. 


Wie wollen Sie mit den Strafbefehlen 

umgehen? 
Wir haben Widerspruch eingelegt und 
warten ab, was passiert. Sollte die Staats- 
anwaltschaft ihre Anklage zurückziehen, 
werden wir ganz normal politisch weiter- 
arbeiten. Sollte sie es zum Prozess kom- 
men lassen, werden wir dort 
die Positionen unserer Organi- 
sation offensiv vertreten. Der 
Angriff der Staatsanwaltschaft 
zielt auf das Bündniskonzept 
des zivilen Ungehorsams, ein 
Projekt, das anschlussfähig und 
mobilisierend ist. Wir werden 
uns vor Gericht so verteidigen, 
dass es unabhängig vom Urteil 
hinterher mehr Unterstützung 
für unser Bündnis geben wird. 


Erhalten Sie Hilfe von Gewerkschafts- 
gliederungen oder der Linkspartei, die 
damals ja ebenfalls zu Protesten auf- 
gerufen hatten? 
Das Bündnis DSSQ, in dem beispiels- 
weise auch der DGB Düsseldorf und der 
Stadtverband der Linkspartei Mitglied 
sind, hat sofort erklärt, dass wir die volle 
moralische und materielle Unterstützung 
erhalten. Bereits jetzt gibt es Solidaritäts- 
kampagnen von Künstlerinnen, aber 
auch konkrete Unterstützungsarbeit von 
Gewerkschaftskollegen, den Falken, der 
DKP und zahlreichen anderen Initiativen. 
Und es werden natürlich auch weiterhin 
Aktionen gegen Neonazis und Rassisten 
in Düsseldorf organisiert — was auch 
sonst. 
Jw/Markus Bernhardt, 26.9.2016 I 


die Neonazis war klar: „Wir zeigen euch, 
dass ihr hier nichts zu sagen habt.“ Den 
Abschluss fand die Demo mit einem Mu- 
sik- und Wortprogramm auf dem Reinol- 
dikirchplatz. 

Die Neonazis wagten — anders als bei 
der spontanen „Es reicht!“-Demo nach 
Dorstfeld am 20. August — keine Provo- 
kationen. Sie verlegten sich darauf, nur 
„ihren Nazi-Kiez“ in Dorstfeld zu schüt- 
zen. 

Doch dabei machte ihnen die Polizei 
einen Strich durch die Rechnung: So kon- 
trollierten u.a. auf der Emscherstraße Be- 
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amte vier Personen, die dem rechten poli- 
tischen Spektrum zuzuordnen sind. Bei 
ihnen fanden sie mehrere Schlagwaffen. 
Diese wurden sichergestellt und entspre- 
chende Straf- und Ordnungswidrigkeiten- 
anzeigen gefertigt. Die betroffenen Perso- 
nen erhielten zudem einen Platzverweis. 

Noch im Vorfeld warnte die Polizeifüh- 
rung davor, dass sich auch gewaltbereite 
Straftäter unter die friedlichen Versamm- 
lungsteilnehmer mischen könnten. Doch 
dazu kam es — wie schon am 20. August — 
nicht. 


Polizeipräsident lobt die friedliche 
Protestkultur gegen Rechts 


Die Polizei konnte auf einen friedlichen 
und störungsfreien Verlauf mit in der 
Spitze bis zu rund 2000 Teilnehmern zu- 
rückblicken. Polizeipräsident Gregor 
Lange lobte daher die Protestkultur: 
„Rund2000 Menschen haben das wahre 
Gesicht Dortmunds gezeigt, indem sie 
friedlich gegen den Rechtsextremismus 
Flagge gezeigt haben!“ 

Quelle: Nordstadtblogger.de 


Zu den Ereignissen in Bautzen 


Erklärung des Republikanischen Anwaltsvereins (RAA) Sachsen e.V. zu den Ereig- 


nissen in Bautzen 


In der Nacht von Mittwoch zu Donners- 
tag kam es in Bautzen zu Auseinander- 
setzungen auf dem Kornmarkt in Baut- 
zen. Laut Polizei ging die Eskalation von 
geflüchteten Jugendlichen aus. 

Die Situation auf dem Kornmarkt in 
Bautzen ist nicht neu. Seit Wochen sam- 
meln sich dort immer wieder Neonazis 
und rechte Jugendliche. Jugendliche Ge- 
flüchtete, die sich ebenfalls auf der soge- 
nannten „Platte“ aufhalten, werden ange- 
pöbelt und angefeindet. In den vergange- 
nen Wochen und Monaten gab es immer 
wieder rassistische Angriffe in Bautzen: 
so nach dem EM Viertelfinale Deutsch- 
land-Italien Anfang Juli. Zunächst kam es 
auf dem Kornmarkt zu Attacken von ca. 
50 Deutschen gegen einen Asylsuchen- 
den. Nachdem die Polizei diesen zu sei- 
ner Unterkunft brachte, um weitere Aus- 
schreitungen zu verhindern, zog eine 
Gruppe von 10 deutschen Männern vor 
die Wohnung eines weiteren Asylsuchen- 
den, skandierten rechte Parolen und ver- 
suchten in das Haus einzudringen. 

In Bautzen hat sich seit mindestens 
zwei Jahren eine rechte Szene erneut 
etabliert, die für Angriffe, Bedrohungen 
und Einschüchterungen gegenüber Nicht- 
Rechten, Flüchtlingsunterstützer_innen, 
Linken, Sorben und Asylsuchenden ver- 


Stimmung in 


„Unseres Landes nicht würdig”: Die 
Bundesregierung verurteilt die Ge- 
walt im sächsischen Bautzen. Dort 
kam es erneut zu fremdenfeindlichen 
Protesten, die aber nicht in Gewalt 
umschlugen. Weitere Demos wurden 
vorerst abgesagt. 


Im sächsischen Bautzen bleibt die Situa- 
tion nach den Zusammenstößen zwi- 
schen Rechten und Flüchtlingen in den 
vergangenen Tagen angespannt. Frem- 
denfeindliche Gruppen kündigten im In- 
ternet an, ihre Proteste gegen Asylbewer- 
ber vorerst zu stoppen. Sollte es aber 
nicht „zu einer spürbaren Verbesserung 
der Situation in der Stadt‘ kommen, wer- 
de es neue Kundgebungen geben, hieß es 
auf der Facebook-Seite „Die Sachsen 
Demonstrationen“. Oberbürgermeister 
Alexander Ahrens (parteilos) erklärte, er 
sei zu einem Gespräch mit den rechten 
Initiatoren der Proteste bereit. 

Die Bundesregierung verurteilte unter- 
dessen die Ausschreitungen vom Mitt- 
woch zwischen Flüchtlingen und Deut- 
schen. Es müsse dafür gesorgt werden, 
dass die Gesetze sowohl von Asylbewer- 


antwortlich ist. Seit Jahren engagieren 
sich Menschen in Bautzen für eine offene 
und demokratische Stadt, doch immer 
wieder sind es solche Ereignisse, die die- 
ses Engagement überschatten. 2014 wur- 
den Veranstaltungen von sorbischen Ju- 
gendlichen wiederholt angegriffen, 2015 
machten Neonazis am Rande ihrer De- 
monstrationen wiederholt Jagd auf Ge- 
gendemonstrant_innen. Seit 2016 häufen 
sich die Attacken gegen vor allem ju- 
gendliche Flüchtlinge, viele von ihnen 
minderjährig. 

Erst am vergangenen Freitag eskalierte 
eine rechte Demonstration, die Teilnehmer 
jagten Gegendemonstranten in das sozio- 
kulturelle Zentrum Steinhaus und belager- 
ten dieses, warfen Feuerwerkskörper und 
Gegenstände, während die Polizei eine 
Stürmung des Hauses verhinderte. 

In dieser Gemengelage davon zu spre- 
chen, dass am Mittwoch die Eskalation 
von den jungen Geflüchteten ausging, 
ignoriert die Umstände. Mag von da auch 
der erste Stein geworfen worden sein, so 
verkennt eine solche Behauptung, von 
wem die Gewalt ausgeht. Seit langem 
versuchen Neonazis in Bautzen den Ton 
anzugeben. Gruppen wie StreamBz ma- 
chen im Internet keinen Hehl daraus, ih- 
ren Anspruch auf Bautzen gewaltsam 


durchsetzen zu wollen. Der Kornmarkt ist 
scheinbar zum symbolischen Ort dieses 
für die Naziszene typischen Hegemonie- 
anspruchs geworden. 

Augenzeugen berichten von einem or- 
ganisierten und bedrohlichen Auftreten 
der Nazis auf dem Kornmarkt am Mitt- 
woch und von einem zweifelhaften Vorge- 
hen der Polizei, die die zum Teil minder- 
jährigen Geflüchteten mit Beschimpfun- 
gen des Platzes verweisen wollte. Dies 
und auch die nun ergriffenen Maßnahmen 
zeigen die einseitige Zielrichtung des Vor- 
gehens in Bautzen. Als Unruhestifter wer- 
den die Geflüchteten gesehen, weil sie al- 
lein mit ihrer Präsenz bereits provozierten. 
Mit einem solchen Vorgehen bestärkt man 
die Angreifer in ihrem Handeln und macht 
die Betroffenen zu Tätern. 

Dass allein Konsequenzen für die ge- 
flüchteten Jugendlichen verhängt werden 
mit Alkoholverbot, Ausgangssperre und 
Verlegung vermeintlicher „Rädelsführer“ 
ist das falsche Signal. Konsequenzen 
muss es vor allem für die Nazis in Baut- 
zen geben. Andernfalls werden diese 
Gruppierungen weiter an Boden gewin- 
nen und ihrem Ziel einer „national befrei- 
ten Zone“ einen Schritt näherkommen. 

16.09.2016, www.raa-sachsen.de II 


Bautzen weiter aufgeheizt 


bern als auch von einheimischen Bürgern 
eingehalten werden, sagte die stellvertre- 
tende Regierungssprecherin Ulrike Dem- 
mer am Freitag in Berlin. Aggressive, 
fremdenfeindliche und gewalttätige Aus- 
schreitungen seien „unseres Landes nicht 
würdig“, betonte sie. ... 


Bürgermeisterin räumt Versäum- 
nisse ein 


Der stellvertretende Ministerpräsident 
Sachsens, Wirtschafts- und Arbeitsminis- 
ter Martin Dulig (SPD), erklärte, die Er- 
eignisse in Bautzen und anderen sächsi- 
schen Orten zeigten, „dass Integration 
kein Selbstläufer ist“. „Wir brauchen 
ausreichend Personal, um diese große 
Aufgabe zu lösen.“ Gerade geflüchtete 
Kinder und Jugendliche dürften nicht 
sich selbst überlassen werden. Um die 
Situation vor Ort zu befrieden, setze er 
auf eine starke Bürgergesellschaft. 
Oberbürgermeister Ahrens räumte nach 
den Unruhen Versäumnisse ein: „Ich sehe 
das schon selbstkritisch, dass wir hier die 
Entwicklung auf dem Kornmarkt ein 
bisschen unterschätzt haben. Dass es 
dann so eskaliert, damit habe ich auch 


nicht gerechnet“, sagte Ahrens dem Hes- 
sischen Rundfunk. Er kündigte den Ein- 
satz von Sozialarbeitern auf dem Platz an 
und versprach mehr Polizeipräsenz. 


Ausländerbeauftragte: Beängstigen- 
de Gemengelage 


Zu der Ankündigung der rechtsgerichte- 
ten Demonstranten, vorerst die Proteste 
zu stoppen, erklärte Ahrens: „Zu einem 
sachlichen Gespräch bin ich immer be- 
reit“. Dabei könne auch über Versäum- 
nisse und Missstände gesprochen wer- 
den. Bedingungen lehnte er indes ab. Die 
Rechtsextremen hatten unter anderem er- 
klärt, „Gruppierungen von trinkenden, 
pöbelnden und aggressiven Asylbewer- 
bern» würden nicht mehr geduldet.“ 

Der sächsische Ausländerbeauftragte 
Geert Mackenroth (CDU) sprach von ei- 
ner „beängstigenden Gemengelage“ in 
Bautzen. Unabhängig von der notwendi- 
gen weiteren Aufklärung der Ereignisse 
hätten „beteiligte Gruppen“ und hinter ih- 
nen Stehende Bautzen „möglicherweise 
als strategisches Ziel für eine Art Stellver- 
treterkrieg ausgewählt“. ... 

Ouelle: www.migazin.de 19.09.2016 I 
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Amok im München - 
Ereignis und Folgen 


Inzwischen ist die Öffentlichkeit 

über den Ablauf und die Vorge- 

schichte der Mordserie informiert. 
Vorgefallen ist ein weiterer juveniler 
Amoklauf, der hier wie sonst zumeist 
auch mit dem Scheitern schulischer bzw. 
beruflicher Laufbahnen verbunden gewe- 
sen ist. Für die Öffentlichkeit und die 
Schulträger bleibt die Frage, was Schul- 
träger, Lehrkräfte, Eltern und natürlich 
auch die Schülerschaft gegen die Ten- 
denz zum Mobbing tun können. Dieser 
Aufgabe stellt sich die zivile Gesell- 
schaft, siehe den hier (Politische Berichte 
08/2016) dokumentierten fraktionsüber- 
greifenden Antrag des Münchner Stadtra- 
tes. 


Anders als früher: die Politik hält 
sich zurück 


Auf einem anderen Blatt stehen die Ent- 
wicklungen, die bei der Organisation des 
Polizeieinsatzes zu erkennen waren. Vor- 
ab muss an die unrühmliche Tradition 
politisch gelenkter Ermittlungen erinnert 
werden, die dazu führte, dass die Hinter- 
gründe des Oktoberfest-Attentates von 
1980 unklar blieben und die Suche nach 
Mittätern trotz anhaltender Kritik der Öf- 
fentlichkeit eingestellt wurde. Erst Ende 
2014, 34 Jahre nach der Tat und nachdem 
alle an den Ermittlungen leitend Beteilig- 
ten von der Bühne verschwunden sind, 
hat die Bundesanwaltschaft neuerlich zur 
Aufklärung jener Ereignisse angesetzt. 
Es darf unter keinen Umständen überse- 
hen werden, dass die Polizei- und Justiz- 
behörden in diesem neuen politisch kon- 
notierten Fall streng bestrebt waren, un- 
parteiisch und so weit irgend möglich 
vollständig zu ermitteln. Und es ist auch 
wichtig, dass die Politik, d.h. die Staats- 
regierung, das auch so gewollt hat. An- 
ders als bei dem Olympia-Attentat von 
1973 und dem Oktoberfestattentat von 
1980 und anders auch als bei den Ermitt- 
lungen in Sachen NSU-Morde liegt in 
diesem aktuellen Fall eine rechtlich ge- 
ordnete Reaktion auf eine Ausnahmesi- 
tuation vor. 

Ordnungskräfte, Daseinsvorsorge, Me- 
dien — vernetzt? 

Und eine Ausnahmesituation war an je- 
nem Freitagnachmittag gegeben. Zu- 
nächst klassifizierte die Polizei — wie sich 
später herausstellen sollte durchaus zu- 
treffend, das Ereignis als Amok-Tat. 
Dann aber verschob sich die Wahrneh- 
mung. Eine Zivilstreife der Polizei, die 
nach dem Alarmruf als erste am Tatort 
eintraf, und auch einen fehlgehenden 
Schuss auf den flüchtenden Täter abgab, 
wurde von Augenzeugen, die Zivile und 
einen Zivilen feuern sahen, für Mittäter 
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gehalten. Von diesem Moment an konnte 
die Polizeiführung nach den vorliegenden 
Daten einen organisierten Terroranschlag 
nicht mehr ausschließen. Unter dieser An- 
nahme wurde ein Alarmplan aktiviert, der 
einen Verbund mit den Polizeiverbänden 
des Bundes und anderer Bundesländer, 
mit Einsatzkräften des Nachbarstaates 
Österreich sowie mit in München statio- 
nierten Feldjägerdienstkommando 3 der 
Bundeswehr hergestellt hat. Als Militär- 
polizei sind Feldjäger sowohl für die 
Festnahme soldatisch ausgebildeter Kri- 
minalverbrecher ausgerüstet wie auch auf 
das Niederkämpfen meuternder oder ma- 
rodierender Truppenteile. In den Alarm- 
plan integriert war auch die gesamten 
Einrichtungen der zivilen Daseinsvorsor- 
ge der Stadt, namentlich des öffentlichen 
Personennahverkehrs, sowie des Gesund- 
heits- und Rettungswesens. Der Oberbür- 
germeister wurde in seiner Eigenschaft 
als oberster Landesbeamter und Chef der 
Verwaltung in den Krisenstab gerufen. 
Die Organe der Kommunalen Selbstver- 
waltung waren ausgeblendet. Wie sich im 
Laufe des Abends aus den Fakten er- 
schloss und inzwischen belegt ist, stand 
die ganze Aktion unter der Leitung des 
Münchner Polizeipräsidenten. Dies hätte 
auch für einen Einsatz der Feldjägerein- 
heiten gegolten. Organisatorisch zeigt 
sich ein Übergang der staatlichen Macht 
an die Polizei im Vollzug. 


Polizei im Vollzug zeigt sich als Herr 
der Lage 


Die Polizei ging sofort nach den ersten 
Meldungen selbst an die Öffentlichkeit. 
Die Berichterstattung der Presse sank 
zum bloßen Beiwerk herab. Rundfunk 
und Fernsehen wurden zu Verbreitungs- 
medien des Pressesprechers der Polizei. 
Die Reporter vor Ort blieben in dem 
großräumigen und entsprechend unüber- 
sichtlichen Einsatzgebiet Randfiguren 
ohne Chance eigenständiger Lagebeur- 
teilung oder Faktenerhebung. 

Neu und für die Zukunft bedeutsam 
war das Zusammenspiel von öffentlich- 
rechtlichem Rundfunk, neuen Medien 
und Polizeikommunikation. Die neuen 
Medien liefern den Angeschlossenen ein 
spezifisches Lagebild, das auch Fehlin- 
formationen und Fehlinterpretationen in 
Umlauf bringt. Hauptsächlich aus dieser 
Quelle speisten sich Nachrichten von Ter- 
rorangriffen an verschiedenen Orten der 
Stadt. Im Zusammenspiel auf die Nach- 
richtenlage der Polizei mühten sich Funk 
und Fernsehen um zeitnahe Verifizierung 
bzw. Falsifizierung von Falschmeldun- 
gen. Das konnte glaubhaft nur geschehen, 
weil und soweit die Stadt als Einsatzort 


der Polizei weitgehend stillgelegt wurde. 

Münchens Verkehr hängt am öffentli- 
chen Personennahverkehr. Offensichtlich 
sah der Alarmplan die Stilllegung des 
ÖPNV vor, die sehr schnell erfolgte. 
Gleichzeitig wurde die Bevölkerung auf- 
gefordert, zuhause zu bleiben bzw., falls 
unterwegs, Zuflucht zu suchen. Auf die- 
sem Wege wurde die Zahl der Ziele mögli- 
cher Terrorangriffe auf Menschenansamm- 
lungen reduziert. Gleichzeitig wurde die 
Beweglichkeit der motorisierten Polizei- 
kräfte erleichtert und alle anderen Bewe- 
gungen wurden in der leeren Stadt auffäl- 
lig. Die Masse der über die neuen Medien 
einlaufenden, wie sich nachträglich zeigt 
zumeist falschen Meldungen (z.B. Schie- 
Bereien „am Stachus“, „am Isartor“ und 
„bei der Abendzeitung‘“) konnten so nach 
folgendem Muster verarbeitet werden: 

Wir danken für die Nachricht — bleiben 
Sie aufmerksam. Warnung über neue Me- 
dien und Rundfunk an Alle — wir ver- 
schwiegen nichts! Zuverlässige Verifizie- 
rung/Falsifizierung: Wir fahren hin! Ent- 
warnung! Und: Bleiben sie weiter auf- 
merksam! 

In diesem Prozess erscheint die Öffent- 
lichkeit als informiert und beteiligt, und 
die Polizei erscheint nicht nur als Herr der 
Lage, sie ist es auch. 


Die Öffentlichkeit ordnet 
sich ein 

Die Vernetzung von Organen der Staatsge- 
walt, Einrichtungen der Daseinsvorsorge, 
Massenmedien und individuellen Nach- 
richten via neue Medien ereignete sich an 
diesem Abend schnell und reibungslos. Im 
Lauf der Nacht wurde dann zweifelsfrei 
klar, dass ein einzelner Amokläufer unter- 
wegs gewesen war, der sich durch Selbst- 
mord der Festnahme entzogen hat. Dieser 
Mensch, der mit einer großkalibrigen 
Handfeuerwaffe (9 mm) gemordet hat, 
führte in seinem Rucksack 300 Schuss 
Munition mit sich. Mit ca. 50 abgegebenen 
Schüssen hatte er neun Menschen getötet 
und viele weitere schwer verwundet. Vor 
diesem Informationshintergrund hat kaum 
jemand den großen Alarm mit seinen tief 
ins zivile Leben eingreifenden Maßnah- 
men ernsthaft kritisiert. 

Der Ablauf der Alarmierung belegt, 
dass die öffentliche Gewalt, der Ord- 
nungsstaat, die Einrichtungen der Da- 
seinsvorsorge und die Medien binnen ei- 
ner halben Stunden von dem zivilen auf 
einen polizeirechtlichen Modus umgestellt 
werden kann. Die rechtlichen Vorausset- 
zungen dafür scheinen allesamt vorhan- 
den. In diesem geregelten Ausnahmezu- 
stand ist die Polizei (und das eventuell mit 
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„Hooligans Gegen Satzbau” lehnten 
Facebook-Preis ab 


Die Initiative „Hooligans ge- 

gen Satzbau“, die sich in An- 

lehnung an die selbsternann- 
ten „Hooligans gegen Salafisten“ 
gründeten, wurde gestern mit dem 
Publikums-Award des von Face- 
book vergebenen „Smart Hero 
Award“ ausgezeichnet. HoGeSatz- 
bau nutzte die Bühne, um Facebook 
zu kritisieren. 

Während es um die Hooligans ge- 
gen Salafisten ruhig geworden ist, 
räumen die Hooligans gegen Satzbau 
einen Preis ab. 

Die Aktivisten von „Hooligans gegen 
Satzbau“, die sich kontinuierlich gegen 
Hass-Kommentare bei Facebook enga- 
gieren, fordern von dem größten sozialen 
Netzwerk der Welt ein deutlicheres eige- 
nes Vorgehen gegen Hasskommentare: 
„Es ist allerhöchste Zeit, dass Facebook 
auf menschenverachtende Inhalte genau- 
so schnell reagiert, wie auf nackte Brüste. 
Zeit, dass die Politik begreift, dass sich 
der Hass bereits aus den sozialen Netz- 
werken seinen Weg in die Realität bahnt. 


Wir sind es leid, als Antwort auf Meldung 
von Hass und Hetze, eine Nachricht zu 
bekommen, dass nicht gegen eure Ge- 
meinschaftsstandards verstoßen wurde, 
während wir eure Nutzer täglich animie- 
ren, sich gegen Menschenfeindlichkeit 
einzusetzen“, hieß es in der Rede von Ho- 
GeSatzbau nach Verleihung des Preises. 
Das Preisgeld gab HoGeSatzbau an die 
Initiative ENOUGH is ENOUGH - 
OPEN YOUR MOUTH zur Unterstüt- 
zung der LGBTI Community weiter. 


„Wir könnten überflüssig sein, wenn 
ihr handeln würdet! Dass wir von 
euch für unsere Arbeit ausgezeichnet 
werden, ist absurd, belief sich Euer 
Dank bisher doch auf unsere Sperrun- 
gen und Löschungen. Wir können, wie 
viele hier, Geld, oder besser noch, eine 
zuverlässige Förderung, dringend 
brauchen. Es fällt uns schwer, Geld 
von einem Konzern zu erhalten, der 
sich, unterstützt von der Bundesfami- 
lienministerin, mit einem Kleingeld in 
Höhe von 2500€, eine weiße Weste 
kauft“, hieß es in der Rede von HoGe- 
Satzbau zur Kritik an Facebook weiter. 
HoGeSatzbau arbeitet mit den drei fik- 
tiven Figuren Elsbeth Grammatikhool, 
Kiki Klugscheißerhool und dem Grafik- 
hool gegen die sogenannte Rechts-Schrei- 
bung in den sozialen Netzwerken, die In- 
ternethooligans wegen „übertriebener Va- 
terlands- und Volksliebe“ oder aus „Ras- 
sentheorien und Vernichtungsfantasien“ 
im Netz ablassen. 
Faszination Fankurve, 21.09.2016 


ihr kombinierte Militär) nur durch seine 
eigenen Einsatzregeln gebunden, ansons- 
ten aber absoluter Herr der Lage, und 
zwar über eine ganze Stadt, eine Region 
und alle Institutionen der Öffentlichkeit. 


Politische Konsequenzen 


Der Anlauf der Münchner Ereignisse 
lässt die Vermutung zu, dass mit dieser 
Planung auch ein tatsächlicher, von meh- 
reren Kommandos gleichzeitig getrage- 
ner Terrorangriff hätte bekämpft werden 
können. Ein wichtiger Grund dafür ist 
die hohe Bereitschaft der Bevölkerung, 
ihr Schicksal der Polizeiführung anzu- 
vertrauen. Staat und Gesellschaft haben 
sich, so muss man das wohl interpretie- 
ren, auf den Kriegszustand eingestellt, 
der sich an der Südostgrenze der EU ent- 
faltet und Terrorangriffe auf dem Gebiet 
von EU-Staaten erwarten lässt. Diese 
neue Harmonie bietet Sicherheitsbehör- 
den und Ordnungspolitikern die Mög- 
lichkeit, weitere Wege des Durchgreifens 
zu bahnen. Inzwischen stehen das Auf- 
enthaltsrecht Zuflucht Suchender, das 
Arztgeheimnis, das Kommunikationsge- 
heimnis, die freie Wahl von Wohnung 
und Aufenthalte und was nicht sonst 
noch auf der Agenda. Zusätzlich wird die 
Polizei militärtypische Operationsweisen 
(den Feind niederkämpfen) einüben. 
Ganz erhebliches Gewicht wird die Kon- 
trolle des Datenverkehrs und die Samm- 
lung personenbezogener Daten („Gefähr- 
der“) durch den Staat gewinnen. 


Es entsteht eine Rechts- und Faktenlage, 
in der „Big-Data“ und „zivil-militärische 
Aktion“ dafür sorgen, dass die Ausübung 
der legalen Opposition von der Duldung 
durch staatliche Beobachter abhängt. Die 
Demokratie wird dabei zur jederzeit rück- 
holbaren Leihgabe. Der temporäre Aus- 
nahmezustand kann, bei Vorliegen von 
Spannungen, zum Normalzustand werden. 


Recht im Krieg und Recht im 
Ausnahmezustand 


Diese Entwicklung ereignet sich nicht 
frontal gegen den Willen der Bevölke- 
rung. Gibt sich die Demokratie von 
selbst auf? Die Gefahr besteht, muss aber 
nicht Wirklichkeit werden. 

Tatsächlich beruht die unleugbare brei- 
te Akzeptanz des Ausnahmezustands auf 
zwei Faktoren: 

Erstens wurde aus den Nachrichten des 
Abends deutlich, dass „die Politik“ in die- 
sem ernsten Fall der Versuchung wider- 
stand, das Ereignis politisch auszu- 
schlachten. Zweitens hielt die Polizei ihr 
Vorgehen soweit irgend möglich transpa- 
rent, und man konnte sehen, dass der Ein- 
satz in dem — freilich weit gezogenen 
Rahmen - rechtlich geordneter Verfahren 
bleiben sollte und auch blieb. 

Deutsche politische Traditionen neigen 
dazu, den Kriegs- und Ausnahmezustand 
als entfesselte Willkür zu definieren. Das 
tut die Staatsrechtslehre des immer noch 
einflussreichen Konservativen und NS- 
Ideologen Carl Schmitt, und geradeso 


sieht es, wenn auch ablehnend, die linke 
Kritik. 

In der realen Politik und den tatsächli- 
chen Spannungszuständen und Gefähr- 
dungslagen wird es aber entscheidend da- 
rauf ankommen, festzuhalten, dass auch 
im Krieg und auch im Ausnahmezustand 
sichere Menschenrechte gelten. Dabei 
können auch auf den ersten Moment un- 
scheinbare Fragen wichtig werden: Kom- 
mandiert der (politisch interessierte) 
Staatschef den Einsatz oder handelt ein 
auf Recht, Gesetz und Verfahrensvor- 
schriften verpflichteter Fachbeamter? 
Kommandiert der Polizeipräsident die 
Feldjäger oder die Verteidigungsministe- 
rin die Polizei? Was ist hier schlimmer, 
was weniger gefährlich? 


Kampf um Demokratie, Menschen- 
rechte und um den Rechtsstaat 


Unscharfe Kriterien wie „Vertrauenswür- 
digkeit“ usw., gehen nicht einfach auf er- 
freuliche Charaktereigenschaften der Be- 
amtenschaft zurück, sie hängen mit der 
inneren Bindung der Personen an die 
rechtliche geordnete Demokratie zusam- 
men, eine Bindung, die durch jahrlange 
geübte und in den Institutionen tradierte 
Praxis entsteht. Dazu gehört natürlich 
auch die breit von der Bevölkerung ge- 
tragene Öffentliche Meinung. — Wohl 
kaum kann die Linke angesichts dessen 
der Verpflichtung entgehen, einen Spruch 
wie „legal — illegal — scheißegal“ kritisch 
zu reflektieren. 

Martin Fochler, München, Juli 2016 
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Hotspots in Griechenland brennen, 
Europa lässt Flüchtlinge im Stich 


In dem vollkommen überfüllten 

Hotspot Moria kam es am Montag 

zu einem Brand — über 4000 
Flüchtlinge mussten evakuiert werden. 
Seit Monaten ist die Situation auf der 
griechischen Insel Lesbos äußerst ange- 
spannt. Europas menschenverachtendes 
Inhaftierungsexperiment auf den grie- 
chischen Inseln muss unverzüglich been- 
det werden. 

Der Brand ereignete sich am Abend des 
19. September 2016 gegen 17 Uhr im 
Hotspot Moria auf der griechischen Insel 
Lesbos und geriet in kurzer Zeit außer 
Kontrolle. Zelte und Wohncontainer fin- 
gen Feuer, über 4.000 Flüchtlinge muss- 
ten evakuiert werden. Die obdachlosen 
Schutzsuchenden flohen in die umliegen- 
den Felder und suchten im nahe gelege- 
nen Dorf Moria Zuflucht. »Was ich sah, 
war der Horror«, berichtet Ariel Ricker, 
eine deutsche Rechtsanwältin, die Mon- 
tagnacht vor Ort war. 

Die Zustände in den völlig überfüllten 
Hotspots auf den griechischen Inseln sind 
schon lange katastrophal. PRO ASYL ist 
mit dem Projekt »Refugee Support Pro- 
gram in the Aegean (RSPA)« vor Ort und 
berichtete wiederholt von untragbaren, 
gefährlichen Zuständen. Da die Umver- 
teilung von Flüchtlingen aus Griechen- 
land in andere EU Staaten nicht voran- 
kommt, verschlimmert sich die Situation 
in den Lagern zusehends. 


Relocation - ein europäisches 
Trauerspiel 


Für viele der etwa 57.000 gestrandeten 
Flüchtlinge wäre das Relocation-Pro- 
gramm der Europäischen Union die einzi- 
ge Hoffnung darauf, Griechenland und die 
katastrophalen Verhältnisse in den Lagern 
auf legalem Weg verlassen zu können. Al- 
lerdings gilt dieses Umverteilungspro- 
gramm nur für einige wenige Nationalitä- 
ten, vor allem für syrische Schutzsuchen- 
de. Flüchtlinge aus Afghanistan und Irak 
sind von vorhinein ausgeschlossen. 

Doch selbst diese unzureichenden Zu- 
sagen der europäischen Mitgliedsstaaten 
werden nur äußerst schleppend umge- 
setzt. Insgesamt wurden von September 
2015 bis zum 21. September 2016 ledig- 
lich 5920 Menschen EU-intern umverteilt 
(4134 aus Griechenland und 1156 aus Ita- 
lien). Diese Bilanz ist nach einem Jahr 
unterirdisch. Von den am 22. September 
2015 zugesagten 160.000 Relocation- 
Plätzen konnten gerade einmal 3,3% tat- 
sächlich in Anspruch genommen werden. 
So werden die Flüchtlinge in Griechen- 
land und auch die Einwohner*innen der 
griechischen Inseln mit der eskalierenden 
Situation im Stich gelassen. 
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Griechenland: Freiluftgefängnis für 
Flüchtlinge 


Seit dem Inkrafttreten des EU-Türkei 
Deals am 20. März 2016 wurden die Re- 
gistrierungszentren auf den griechischen 
Inseln, die sogenannten Hotspots, de 
facto in Haftlager umgewandelt. Seitdem 
werden alle Schutzsuchenden, die in 
Griechenland anlanden — darunter größ- 
tenteils Frauen und Kinder — ausnahms- 
los inhaftiert. 

Die meisten von ihnen sitzen dort bis 
heute fest und warten auf den Abschluss 
ihrer Zulässigkeitsverfahren, in denen 
vorerst nur geklärt wird, ob sie in die Tür- 
kei abgeschoben werden oder nicht. Seit 
dem 20. März wurden dementsprechend 
kaum Asylanträge geprüft, weswegen 
auch keine Familienzusammenführungen 
mit Angehörigen in anderen EU Staaten 
oder eine Teilnahme am sogenannten Re- 
location-Programm der EU möglich ist. 
Das menschenverachtende Experi- 


ment auf den griechischen Inseln 
muss unverzüglich beendet werden. 


Zum 13. September 2016 saßen UNHRC 
zufolge 13.171 Flüchtlinge in den Hot- 
spots und Aufnahmezentren auf den grie- 
chischen Inseln fest — womit die eigentli- 
che Kapazität von 7.450 Aufnahmeplät- 
zen fast bis ums Doppelte überschritten 
wurde. Die Haftlager und provisorischen 
Unterkünfte sind völlig überfüllt, die hy- 
gienischen Verhältnisse katastrophal, von 
baulichen Sicherheitsmaßnahmen kann 
keine Rede sein. 

In den sogenannten Hotspots gelangen 
Schutzsuchende weiterhin kaum an Infor- 
mationen zum Verfahren, die Angst vor 
einer Abschiebung in die Türkei ist allge- 
genwärtig. Die Bedingungen in einigen 


DIE GROSSE EU-RELOCATION: BILANZ NACH EINEM JAHR 


160.000 


Personen sollen bis 2017 auf 
europäische Staaten verteilt 
werden 


Ey 


Camps seien „besonders besorgniserre- 
gend und gefährlich“, so der Bürgermeis- 
ter von Lesbos, Spiros Galinos. 


Hotspot Moria: Überfüllt, katastro- 
phale hygienische Bedingungen und 
Angst vor Abschiebung 


Immer wieder war es in den vergangenen 
Wochen zu Protesten gegen die men- 
schenunwürdigen Bedingungen im Camp 
Moria auf Lesbos gekommen. Laut An- 
gaben des UNHCR wurden Mitte Sep- 
tember 5660 Schutzsuchende auf der In- 
sel festgehalten, bei einer Kapazität von 
nur 3500 Aufnahmeplätzen. Außerdem 
waren Medienberichten zufolge Gerüch- 
te aufgekommen, dass Massenabschie- 
bungen in die Türkei drohten. Gleichzei- 
tig gibt es für die Lagerinsassen keine 
Perspektive, den Hotspot verlassen zu 
können. 

So kam es auch am Montag früh zu ei- 
nem Protest von Schutzsuchenden in Mo- 
ria. Deren Situation auf der Insel wird im- 
mer unerträglicher. Am Sonntag waren 
BewohnerInnen der Insel im Schulter- 
schluss mit Rechtsradikalen gegen 
Flüchtlinge auf die Straße gegangen. Mit- 
glieder der rechtsextremen »Goldenen 
Morgenröte« schlossen sich an und grif- 
fen schließlich drei Frauen an, von denen 
eine als Freiwillige in einem Flüchtlings- 
aufnahmelager arbeitete. 


Auf den Trümmern des Hotspots 


Für die obdachlos gewordenen Flüchtlin- 
ge aus dem Hotspot Moria gibt es bisher 
noch keine neuen Unterkünfte. Einige 
von ihnen sind in das abgebrannte Lager 
zurückgekehrt, andere campieren unter 
freiem Himmel, auf den Straßen von My- 
tilene oder verstecken sich noch in den 
Wäldern der Insel. Für bis zu 1000 Per- 
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5.290 Personen wurden 
bisher von 22 Staaten in 
Europa aufgenommen 
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Marine Le Pen startet ihren Vorwahl- 
kampf: „Im Namen des Volkes” 


Erst kamen die Drohungen, dann 

folgt das Geld? Nachdem er am 

24. August dieses Jahres damit ge- 
droht hatte, bei den Parlamentswahlen im 
Juni 2017 eigene Kandidaten gegen die 
seiner früheren Partei aufzustellen, 
schickt Jean-Marie Le Pen sich nun an, 
die Wahlkämpfe ebendieser Partei zu fi- 
nanzieren. Der Gründer und langjährige 
Chef des rechtsextremen Front National 
(FN) — zwischen 1972 und 2011 — war im 
August 2015 infolge antisemitischer Äu- 
Berungen aus der Partei ausgeschlossen 
worden. Ihm wurde parteischädigendes 
Verhalten vorgeworfen. 

Am 12. September 2016 berichtet nun 
die Tageszeitung Le Parisien, der 88jähri- 
ge Amtsvorgänger und Vater der jetzigen 
Vorsitzenden Marine Le Pen werde so- 
wohl die Kampagne des FN bei den Prä- 
sidentschaftswahlen vom April und Mai 
kommenden Jahres als auch die zu den 
nachfolgenden Parlamentswahlen finan- 
zieren. Die rechtsextreme Partei benötigt 
dafür jeweils fünfzehn Millionen Euro. 
Derzeit kann sie jedoch nur rund zehn 
Prozent dieser Summe mobilisieren. 
Französische Banken sperren sich bislang 
dagegen, ihr Kredite zu erteilen. Deswe- 
gen appelliert der Schatzmeister des FN, 
Wallerand de Saint-Just, derzeit sowohl 
an russische als auch an US-amerikani- 
sche Banken sowie an private Spender; 
ein russisches Kreditinstitut hatte dem FN 
im Jahr 2014 bereits neun Millionen Euro 
geliehen. Doch Jean-Marie Le Pen ver- 
fügt über eine eigene Organisation zur 
Parteienfinanzierung, die in den 1980er 
Jahren gegründete Cotelec (Abkürzung 
für Cotisations &lectorales Le Pen). 

Diese will er nun dem Bericht zufolge 
für die bevorstehenden Wahlkämpfe des 
FN einspannen. Das hat aber nicht nur 
„uneigennützige“, politisch-ideologische 
Gründe, geschweige denn Vaterliebe als 
Motiv zugrunde liegen — seit dem Aus- 
schluss Jean-Marie Le Pens aus der einst- 
mals von ihm geleiteten Partei spricht er 
nicht mehr mit Marine Le Pen. Die Par- 


teienfinanzierung über Cotelec ist jedoch 
nicht kostenlos und erfolgt auch nicht auf 
Selbstkostenbasis (auch wenn Jean-Marie 
Le Pen dies zu behaupten scheint), son- 
dern basiert vielmehr auf rückzahlbaren 
Krediten mit fünfprozentiger Verzinsung. 
Cotelec profitiert also finanziell davon. 
Vor allem aber würde die Organisation 
schnell eingehen, würde sie sich weigern, 
Wahlkämpfe des FN zu finanzieren — 
denn genau dafür erhält sie wiederum 
Gelder von privaten Spendern. 

War Jean-Marie Le Pen im Namen der 
durch die jetzige Parteiführung ausgerufe- 
nen Linie der dediabolisation (ungefähr: 
Entdämonisierung) ausgeschlossen wor- 
den, so droht eine Annäherung an den frü- 
heren Chef diese Kommunikationsstrate- 
gie zu konterkarieren. Unterdessen legt 
Marine Le Pen sichtbaren Wert darauf, 
ihre Taktik demonstrativ zu unterstrei- 
chen. Auch weiterhin versucht sie, in der 
Öffentlichkeit so beruhigend wie möglich 
aufzutreten. Ihr Slogan im frühen Vor- 
wahlkampf lautete während des ersten 
Halbjahres 2016: La France apaisee („Das 
zur Ruhe/zum Frieden gekommene 
Frankreich‘), und bei ihrem ersten öffent- 
lichen Auftritt nach der Sommerpause am 
3. September dieses Jahres spann sie den 
Faden fort, indem sie ein neues, ähnliches 
Motto ausgab. Dieses lautet l’apaisement 
par l’autorite („Durch Autorität zum Frie- 
den kommen“). Es handelt sich jedoch nur 
um vorläufige Parolen, und im Laufe der 
kommenden Wochen oder Monate wird 
noch eine bislang unbekannte Wahl- 
kampfdevise vorgestellt werden. 

Anlässlich der „Sommeruniversität“ 
des FN, die am Wochenende des 17./18. 
September d.J. in Fr&jus — der zweitgröß- 
ten rechtsextrem regierten Stadt in Frank- 
reich, an der Cöte d’Azur — stattfand, 
wurde eine neue Parole ausgegeben: Au 
nom du peuple (‚Im Namen des Volkes“). 
Daran kündigte allerdings eine gleichna- 
mige Vereinigung an, gerichtlich gegen 
diese Namenswahl vorzugehen‘. Zu- 
gleich wurde der erst 28jährige neofa- 


schistische Bürgermeister von Frejus, Da- 
vid Rachline, als Wahlkampfleiter für die 
bevorstehenden Wahlkampagnen einge- 
setzt2. 

Die Chefin des FN gibt sich „mode- 
rat”, Konservative radikalisieren ihr 
ideologisches Profil 

Ganz im Zeichen ihrer Beruhigungsstra- 
tegie, die um jeden Preis zu vermeiden 
versucht, dass der FN „in eine extreme 
Ecke gestellt wird“, grenzte Marine Le 
Pen sich in den letzten Wochen vom kon- 
servativen Präsidentschaftskandidaten 
Nicole Sarkozy ab — indem sie versucht, 
sich im Vergleich zu ihm als gemäßigter 
darzustellen. Infolge der Terroranschläge 
im Juli d.J. hatten Sarkozy und seine 
Umgebung mehrere Wochen lang expli- 
zit gegen Anforderungen der Rechtsstaat- 
lichkeit gewettert. Der Sarkozy naheste- 
hende konservative Experte für Innere 
Sicherheit und Präsident der Bezirksre- 
gierung in Nizza, Eric Ciotti, echauffierte 
sich etwa über eine Journalistenfrage 
nach dem Respekt des Rechtsstaats: „Sie 
würden mir eine solche Frage nicht stel- 
len, hätten Sie wie ich die Leichen am 
Strand von Nizza gesehen. Die reden 
nicht mehr vom Rechtsstaat!“ 

Da fällt es Marine Le Pen relativ leicht, 
sich vergleichsweise moderat zu geben. 
Am 27. August d.J. erklärte daraufhin Ni- 
colas Sarkozys Rivale und — ebenfalls — 
Bewerber um die Präsidentschaftskandi- 
datur, Frangois Fillon: „Ich war verstört 
und unglücklich darüber, dass ich hören 
musste, wie Marine Le Pen sich erlaubt, 
manche Verantwortlichen unserer Partei 
zurecht zu weisen. Dies sagt viel darüber 
aus, wie Manche versuchen, dem FN hin- 
terherzulaufen, um Wahlen zu gewin- 


Fortsetzung nächste Seite 


1 Vgl. http://lelab.europe 1.fr/lassociation-au-nom- 
du-peuple-met-en-demeure-marine-le-pen-dabandon- 
ner-son-nouveau-slogan-2851951 

2 Vgl. http://www.lemonde.fr/election-presidentiel- 
le-2017/article/2016/09/ 17 /marine-le-pen-entre- 
en-campagne-presidentielle-a-frejus-avec-ses-estiva- 


les_4999181_4854003.htm| 


sonen sollten Unterbringungsmöglich- 
keiten auf einer Fähre im Hafen von My- 
tilene geschaffen werden, was bisher 
aber noch nicht gelungen ist. 

Auch ob beziehungsweise wie es mit 
dem Hotspot weitergeht ist nach wie vor 
unklar. Der Bürgermeister von Lesbos hat 
sich gegen eine Wiedereröffnung des La- 
gers ausgesprochen. UNHCR fordert, die 
Menschen zügig auf das Festland zu brin- 
gen. 


Das menschenverachtende Experi- 
ment beenden! 

PRO ASYL fordert eine menschenwürdi- 
ge Unterbringung der Schutzsuchenden 
auf dem Festland. Das menschenverach- 
tende Experiment auf den griechischen 
Inseln muss unverzüglich beendet wer- 
den. Eine wirkliche europäische Lösung 
muss aber auch die zügige Öffnung lega- 
ler Ausreisemöglichkeiten für Schutzsu- 
chende aus Griechenland nach Europa 
beinhalten. 


Flüchtlingen muss ermöglicht werden 
im Rahmen von Familienzusammenfüh- 
rung zu ihren Angehörigen in anderen EU 
Staaten zu gelangen. Für besonders 
schutzbedürftige Flüchtlinge — wie zum 
Beispiel unbegleitete Minderjährige — 
muss es humanitäre Möglichkeiten zur 
Aufnahme in Europa geben. Die Umset- 
zung der zugesagten Relocation-Pläne 
wäre ein weiterer, notwendiger Schritt. 

PRO ASYL, 22.9.2016 I 
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Fortsetzung von voriger Seite 


nen.“ Fillon, er war von 2007 bis 2012 
Premierminister unter Präsident Sarkozy, 
äußerte sich unter Anspielung auf eine 
verbale Aufforderung Marine Le Pens, 
beim Rechtsstaat zu bleiben. 

Am Sonntag, den 11. September 16 
leistete sich die Chefin des FN gar den 
Luxus, auf eine Nachfrage beim Fernseh- 
sender TF1 — ob ihr zufolge dass der Is- 
lam einen Platz in der Republik finden 
könne — zu antworten: „Ich glaube, ja.“ 
Woraufhin die rechtsextreme Politikerin 
noch einige Bedingungen dafür aufzählte; 
dennoch verwirrte der Satz einige ihrer 
Parteikameraden gehöri ©. Zwar beinhal- 
ten ihre öffentlichen Äußerungen in schö- 
ner Regelmäßigkeit das genaue Gegen- 
teil, und die Ablehnung einer erkennbaren 
Präsenz der muslimischen Religion in 
Frankreich gehört zum Kerngeschäft ihrer 
Partei. Doch ihre Pirouette erlaubte es 
Marine Le Pen, vergleichsweise moderat 
dazustehen, während Nicolas Sarkozy in 
grellen Farben eine islamische Bedro- 
hung ausmalt, von einer „Verteidigung 
der französischen Identität“ spricht* und 
in bedenklichen Worten einen „totalen 
Krieg gegen den Terrorismus“ fordert”. 
Wobei in diesem Falle übrigens auch der 
zitierte Francois Fillon nicht nachsteht, 
der seinerseits jüngst sogar einen „Welt- 
krieg‘ erfunden hat, inzwischen jedoch 
erkennen musste, dass er Sarkozy nicht 
mehr rechts überholen. 

Laut Angaben in Le Monde vom 13. 
September d.J. wollen voraussichtlich 13 
Prozent der Wählerinnen und Wähler von 
Marine Le Pen bei der Präsidentschafts- 
wahl vor fünf Jahren im kommenden No- 
vember an der Urwahl der Konservativen 
teilnehmen. Bei ihnen wird, am 20. und 
27. November 16, der nächste Präsident- 
schaftskandidat der Konservativen be- 
stimmt. Acht Bewerber konnten sich qua- 
lifizieren, fünf mussten aus dem Rennen 
ausscheiden. Mehrere von ihnen setzen 
darauf, mit Hilfe auch der FN-Wähler- 
schaft die Kür zu erlangen. 


Valls walzt 


Aber auch Manuel Valls, der amtierende 
Premierminister, meldete sich in diesem 
Spätsommer zu Wort und verteidigte die 
Beschlüsse von dreißig rechtsgerichteten 
Rathausregierungen, bestimmte muslimi- 
sche Badebekleidungen zu verbieten (vgl. 
http://www.heise.de/tp/artikel/49/49219/1.html) 


3 Vgl. hitp://www.marianne.net/islam-compatible- 
republique-phrase-marine-pen-qui-trouble-les-mili- 


tants-fn-100245880.html // 


4 Vgl. http://www.lefigaro.fr/politique/2016/ 
08/22/01002-20160822ARTFIG00279-sarkozy- 
candidat-sous-le-signe-de-Hidentite-francaise.php 

5 Vgl. http://www.lepoint.fr/politique/terrorisme- 
sarkozy-plaide-pour-une-guerre-totale-12-09-2016- 
2067942_20.php 

6 Vgl. http://www.leidd.fr/Politique/Fillon-auJDD- 
Nous-ssommes-entres-dans-une-forme-de-guerre-mon- 


diale-798736 
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auf offensive Weise. (Vgl. Vgl. dazu sein Inter- 
dJ.: 
http://www.laprovence.com/article/politique/ 


view vom 17. August 
4078328/valls-sur-le-burkini-une-vision-archaique-de- 
la-place-de-lafemme-danslespace-public.html und 
http://www.laprovence.com/actu/en-direct/ 
4077340/le-1818.html) Er steht seit Jahren für 
einen autoritären Staats-Laizismus, wel- 
cher als pure Ausgrenzungsideologie 
funktioniert. Was im Übrigen einen klaren 
Bruch mit dem historischen Laizismus — 
also dem Prinzip der Trennung von Kir- 
che, im Sinne des französischen Gesetzes 
vom 09. Dezember 1905 — darstellt. Denn 
Letzterer stellte einen Anspruch an den 
Staat dar, dieser müsse konfessionell neu- 
tral bleiben; während in der neueren auto- 
ritären Variante der Staat mit weltanschau- 
lichen Ansprüchen an bestimmte Bevölke- 
rungsgruppen und an die Zivilgesellschaft 
herantritt. Kein Wunder also, das seine 
immer größere rechte Flanke in der Argu- 
mentation des autoritären Ausgrenzungs- 
“Laizismus‘“ klafft, und dass dieser Be- 
griff inzwischen lässt auch durch Marine 
Le Pen und andere Rechtsextreme instru- 
mentalisiertt wird, nach dem Motto 
„Hauptsache, es geht gegen Muslime“. 

Valls hatte in jüngerer Vergangenheit 
etwa das Vorgehen eines Unternehmens 
lautstark gerechtfertigt, das darin bestand, 
das Kopftuchtragen als Kündigungsgrund 
einzustufen und dadurch einen juristi- 
schen Präzedenzfall zu schaffen’. 

Er hat sich für ein Kopftuchverbot nicht 
nur — wie es seit dem Gesetz vom 15. März 
2004 in Kraft ist — für Schülerinnen unter 
elterlicher Vormundschaft, sondern auch 
an Universitäten für erwachsene und mün- 
dige Studentinnen gefordert (was mutmaß- 
lich schlicht verfassungswidrig wäre)®. 

Und ihm nahestehende sozialdemokra- 
tische Senatoren hatten 2012 einen Ge- 
setzentwurf erarbeitet, der Frauen sogar 
verboten hätte, bei sich zu Hause in den 
eigenen vier Wänden ein Kopftuch zu tra- 
gen, sofern sie Aufträge für Kleinkinder- 
betreuung im eigenen Haus übernehmen?. 


7 Vgl. dazu u.a. hitp://www.lefigaro.fr/actualite- 
france/2013/03/19/01016-20130319ARTFIG 
00669-baby-loup-mise-en-cause-de-la-laicite-selon- 
valls.php und hitp://www.lemonde.fr/politique/vi- 
deo/2013/03/19/baby-loup-valls-regrette--annu- 
lation-de-la-cour-de-cassation_1850675 
_823448.htmlb - Valls äußerte sich damals als am- 
tierender Innenminister und griff dadurch quasi of- 
fen in Justizvorgänge ein. 


8 Vgl. u.a. http://www.lemonde.fr/campus/arti- 
cle/2016/04/ 13/interdiction-du-voile-a-I-universite- 
valls-relance-le-debat_A901346_4401467.html 
und http://www.huffingtonpost.fr/2016/04/1 
3/manuel-valls-loi-interdiction-voile-universite-politi- 
que-religion-islam_n_9677716.html 
http://www.marianne.net/interdiction-du-voile-uni- 
versite-valls-contredit-les-deux-ministres-concernes- 
100242026.html Siehe auch als Resume dazu: 
http://www.lemonde.fr/education/article/2016/0 
4/14/voile-a-l-universite-le-faux-debat_ 
4901668_1473685.html 


9 Vgl.  http://www.marieclaire.fr/,voile-senat- 
laicite,20123,449247.asp und http://www.lepari- 


sien.fr/societe/les-nounousiinterdites-de-voile-08-02- 


oder 


Das Vorhaben wurde bislang nicht weiter- 
verfolgt, auch wenn die Debatte darüber 
2015 nochmals neu aufgetaut wurde. 

Dagegen kritisierten zwei von Valls’ 
amtierenden Ministerinnen, Regierungs- 
sprecherin und Schulministerin Najat Val- 
laud-Belkacem oder „NVB“ sowie Ge- 
sundheitsministerin Marisol Touraine, ex- 
plizit die jüngsten Verbotsverfügungen in 
den Medien. Vallaud-Belkacem - die sich 
selbst gegen den „Burkini“ ausspricht — 
sprach sogar davon, diese trügen zu einer 
„Freisetzung/Befreiung rassistischer Re- 
deweisen“ bei; aus gutem Grund, denn im 
selben Zeitraum kam es etwa im Pariser 
Umland zu einem Skandal, als ein Res- 
taurantbesitzer sich weigerte, zwei In 
tücher tragende Frauen zu bedienen I 
Die Ministerin bezeichnete das Verhalten 
zumindest einiger der betreffenden Rat- 
hausregierungen als „Entgleisung“ (deri- 
ve)!“; diese gössen „Öl ins Feuer“. Ma- 
nuel Valls antwortete ihr daraufhin am 25. 
August postwendend: „Diese Verfügun- 
gen sind keine Entgleisung, das ist eine 
schlechte/falsche Interpretation.“ 

Mit solchen Bürgerlichen, und solchen 
Sozialdemokraten, darf man sich auf einen 
Wahlkampf gefasst machen, der bestehen- 
de Spannungen schüren und die Bedingun- 
gen für interreligiöses und interkulturelles 
Zusammenleben nochmals erschweren 
wird. Die Jihadisten, unter anderem, dür- 
fen sich darüber freuen — während warnen- 
de Beobachter mahnen, deren Propaganda 
werde nun über Jahre hinaus befeuert. 

Ihr erstes öffentliches Meeting nach 
dem Ende der Sommerpause hielt Marine 
Le Pen in dem Dörfchen Brachay ab, das 
in Ostfrankreich in der Nähe von Saint- 
Dizier liegt. Diese Kommune mit 55 Ein- 
wohner wird seit einiger Zeit vom FN 
zum alljährlichen Pilgerort verwandelt, 
seitdem die rechtsextreme Partei dort bei 
der Präsidentschaftswahl 2012 ihren 
höchsten Stimmenanteil überhaupt ein- 
fuhr — 72 Prozent für ihre damalige und 
künftige Präsidentschaftskandidatin Ma- 
rine Le Pen. Als einzigen Spitzenpolitiker 
zitierte diese am 03. September 16 in Bra- 
chay wiederum ihren konservativen Kon- 
kurrenten Nicolas Sarkozy, den sie als 
Heuchler angriff: Er gebe vor, den radika- 
len Islamismus zu bekämpfen, sei jedoch 


2012-1851821.php sowie http://www.islamopho- 
bie.net/articles/2013/03/ 14/loi-anti-nounous- 


voile-assemblee-islamophobie-loi 


10 Vgl. http://www.liberation.fr/societe/2015/ 
02/20/l-assemblee-a-nouveau-a-lkoffensive-contre- 
les-nounous-voilees_1206522 


11 ygl. Etwa hitp://www.huffingtonpost.fr/2016/ 
08/28/cenacle-tremblay-en-france-femmesvoilees- 


indignation_n_11750846.html // 
12 // Ygl. http://www.europe 1.fr/politique/najat- 


vallaud-belkacem-je-suis-contre-le-burkini- 
2829472// 

13 Vgl. hitp://www.laprovence.com/actu/en-di- 
rect/4077340/le-1818.html und http://www.ouest- 
france.fr/politique/manuel-valls/valls-vallaud-belka- 
cem-les-arretes-anti-burkini-pas-une-derive-4434225 


— 


Das Migranten-Camp in Calais steht 
vor dem Abriss 


„Wir müssen dieses Camp abrei- 

ßen, vollständig, definitiv“, tönte 

Frankreichs Staatspräsident Fran- 
cois Hollande an diesem Montag, den 26. 
September d.J. im nordfranzösischen Ca- 
lais. (Vgl. http://www.francetvinfo.fr/france/nord- 
pas-de-calais/migrants-a-calais/direct-migrants- 
francois-hollande-en-visite-a-calais_1842467.html 
#xtor=EPR-51-[directmigrantsfrancois-hollande-en.vi- 
site-a-calais_1842467]-20160926-[bouton]) Seine 
Worte bezogen sich auf das als „Jungle“ 
bezeichnete, größerenteils informelle 
Migranten-Camp in der Nähe dieser Ha- 
fenstadt am Ärmelkanal. Damit zeichnet 
sich eine neue Beschleunigung der Ereig- 
nisse rund um die Migrantensiedlung in 
Nordostfrankreich an. Aus diesem Anlass 
bieten wir einen Überblick über die neu- 
este Entwicklung in der französischen 
Migrationspolitik, rund um Calais und 
anderswo. Am Sonnabend/Samstag, den 
1. Oktober 2016 wird unterdessen eine er- 
neute Solidaritätsdemonstration vor Ort 
stattfinden, zu welcher auch aus Paris 
Busse anreisen werden. 


Angekündigte Zerstörung des „wil- 
den” Teils des Calais-Camps 


Allem Anschein nach bereitet die franzö- 
sische Staatsmacht sich nunmehr ernst- 
haft darauf vor, das Camp in Calais auf 
Dauer zu zerstören. Angekündigt ist sei- 
ne „Evakuierung“ und sein vollständiger 
Abbau „vor Jahresende 2016“. Gemeint 
ist damit der informelle, selbstorganisier- 
te, nicht staatlich durchgeplante Teil des 
„Jungle“; hingegen wird das vom Staat 
errichtete Containerlager, mit geplanten 
1500 Insass/inn/en, voraussichtlich be- 
stehen bleiben. Zusätzlich sollen weitere 
500 Personen in eigenen Camps für Frau- 
en und Jugendlichen verbleiben — laut 
den Plänen der Regierung?. 

Für die übrigen _ derzeitigen 
Bewohner/inne/n des Camps ist geplant, 
sie über das gesamte französische Staats- 
gebiet zu verteilen — auf 161 so genannte 
„Empfangs- und Orientierungszentren“ 


1 Vgl. hitp://www.lci.fr/societe/demantelement-de- 
la-jungle-de-calais-les-directives-faites-aux-prefets- 
2002740.html®utm_campaign=Echobox&utm_me- 
dium=Social&utm_source=Facebook#link_time=14 


73745442 


2 Vgl. hitp://france3-regions.francetvinfo.fr/nord- 
pas-de-calais/migrants-calais-pourquoi-le-demante- 
lement-risque-de-ne-pas-changer-grand-chose- 


1085513.html 


(CAO), die auch als centres de r&pit be- 
zeichnet werden, wobei repit sowohl 
„Aufschub“ und „Atempause“ als auch 
„Entspannung“ bedeutet. Diese Zentren 
sollen eine Aufnahme für einen Zeitraum 
zwischen einem und drei Monaten bieten, 
um den Geflüchteten zu erlauben, sich — so 
jedenfalls die offizielle Sichtweise — von 
den Lebensbedingungen im überfüllten 
Camp in Calais zu erholen; vor allem aber 
dafür soll dieser Zeitraum dafür da sein, 
dass die Betreffenden sich das Vorhaben 
einer Überfahrt auf die britischen Inseln 
definitiv aus dem Kopf schlagen. Stattdes- 
sen sollen sie sich zwischen dem Stellen 
eines Asylantrags auf französischem Bo- 
den (dem die Überstellung in eine offiziel- 
le Asylbewerberunterkunft folgen kann, 
zumindest theoretisch, weil in solchen 
Flüchtlingsheimen in Frankreich notori- 
scher Platzmangel herrscht) und einer 
„freiwilligen Ausreise“ entscheiden. 

Bereits im Herbst 2015 hat die Vertei- 
lung von ersten Migrantinnen und Mig- 
ranten aus Calais auf solche CAO begon- 
nen. In einigen Fällen stellte sich das An- 
gebot jedoch als Falle für die Geflüchteten 
heraus, weil etwa in Südwestfrankreich 
sudanesische Flüchtlinge, die zuvor — bei 
ihrer Einreise in die EU - Fingerabdrücke 
in Italien hinterlassen hatten, prompt ihre 
Abschiebung nach Italien verkündet wur- 
de. Daraufhin stockte der Zulauf zu diesen 
Zentren, und viele Migranten begannen zu 
zögern. Zwischenzeitlich scheint jedoch 
bei den in Calais verbliebenen Geflüchte- 
ten ein Run auf die Busse eingesetzt zu 
haben, um in solche CAO verbracht zu 
werden. Allerdings handelt es sich vielen 
Betroffenen wahrscheinlich um eine Art 
Torschlusspanik; denn da gleichzeitig nun 
die Ankündigung eines vollständigen Ab- 
risses des informellen Camps im Raum 
steht, dürften viele befürchten, nicht mehr 
lange in den „Genuss“ eines freiwillig an- 
zunehmenden Angebots zu kommen. Es 
zeichnet sich ab, dass wahrscheinlich spä- 
terhin mit einer zwangsweisen Verbrin- 
gung derer, die zögern oder aber nicht von 
der Idee einer England-Überfahrt ablassen 
möchten, in andere Landesteile Frank- 
reichs gerechnet werden muss. 


3 Vgl. http://information.tvöSmonde.com/en-conti- 
nu/migrants-calais-la-dechirante-selection-pour-par- 
tir-vers-les-centres-d-accueil-128012 


4 Vgl. https://passeursdhospitalites.wordpress. 


Ein Hindernis bilden könnte dabei al- 
lerdings die feindselige Haltung zumin- 
dest mancher Regionen, deren politische 
Vertreter nicht wünschen, dass ihnen Mi- 
grant/inn/en aus Calais (laut ihrer Dikti- 
on) „aufgezwungen“ werden. Das stärks- 
te Kontingent von 1800 Geflüchteten aus 
Calais soll die Region Rhöne Alpes-Au- 
vergne aufnehmen. Deren Regionalpräsi- 
dent, der konservative Hardliner und 
Scharfmacher Laurent Waugiez, startete 
jedoch landesweite Kampagne mittels ei- 
ner Petition gegen die Aufnahme von 
Migranten aus Calais>. In Reaktion auf 
Vorwürfe von seiner Seite sicherte Innen- 
minister Bernard Cazeneuve zu, es werde 
(entgegen Wauquiez’ Behauptung) eine 
„Abstimmung“ mit örtlichen Politikern 
stattfinden; man ziehe „freiwillige“ Kom- 
munen für die vorübergehende Ansied- 
lung von Migranten vor”. 

Unterdessen werden auch die Lebens- 
bedingungen für die Geflüchteten vor Ort 
immer mehr erschwert. Neben den bereits 
bestehenden Sperranlagen und Zäunen 
rund um das Hafengebiet von Calais soll 
nunmehr bis zum Jahreswechsel 2016/17 
zusätzlich eine vier Meter hohe und einen 
Kilometer lange Mauer errichtet werden, 
die mit Überwachungskameras und 
Scheinwerfern ausgestattet sein wird. Sie 
soll das Betreten der Zufahrtsstraße zum 
Hafengelände verhindern. Die Kosten in 
Höhe von 2,7 Millionen Euro werden von 
Großbritannien übernommen’. Hingegen 
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com/2016/09/13/destruction-du-bidonville-de-ca- 


lais-Je-megaloplan-du-gouvernement/ 


5 Vgl. hitp://www.lefigaro.fr/flash-actu/2016/ 
09/16/97001-20160916FILWWWOO197-refu- 


gies-wauquiez-confre-la-creation-de-jungles.php 


6 Vgl. http://www.lemonde.fr/immigration-et-diver- 
site/article/2016/09/ 17 /leselus-concernes-par-I- 
accueil-des-migrants-de-calais-seront-consultes-disent- 
cazeneuve-et-cosse_A999459 _1654200.html und 
http://www.maire-info.com/article.asp®param= 


19926&PARAM2=PLUS&ni=1 


7 Vgl. http://www.lefigaro.fr/actualite- 
france/2016/09/07/01016-20160907ARTFIGOO 
311-calais-un-mur-anti-intrusion-construit-par-Iondres- 
pour-empecher-les-migrants-de-passer.php und 
http: //www.lemonde.fr/societe/article/2016/09/ 

17 /a-calais-la-france-a-son-tour-construit-un-mur-anti- 
migrants_4999328_3224.html#xtor=Al- 
32280270 oder hitp://www.lemonde.fr/europe/ 
article/2016/09/15/mur-antimigrants-a-calais-ces- 
obstacles-ne-freinent-pas-la-migration-ils-Ia-compli- 


quent_4998287_3214.html 


Anfang August in Marokko mit dem Kö- 
nig Saudi-Arabiens zusammengetroffen 
und lasse sich von den Golfstaaten finan- 
zieren. 

Ansonsten knüpfte Marine Le Pen in 
ihrer Ansprache triumphierend an das bri- 


tische „Brexit“-Votum von Ende Juni die- 
ses Jahres an und stellte in Aussicht, im 
Falle ihres Wahlsiegs innerhalb von sechs 
Monaten in Frankreich eine ähnliche Ab- 
stimmung zu organisieren. Infolge eines 
solchen Referendums, behauptete Marine 


Le Pen, werde Frankreich „wieder ein 
freies, stolzes, unabhängiges Volk wer- 
den, und wir können Frankreich (dann) 
seinen wahren Platz in der Welt zurück- 
geben“. 

Bernard Schmid, Paris I 
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Flüchtlingsheim in Brand ge- 
steckt 


Ein unbewohntes Flüchtlingsheim wurde 
in Bremen in Brand gesteckt. Die Polizei 
schließt einen politischen Hintergrund 
nicht aus. Hinweise auf die Täter fehlen. 
Sozial-Senatorin Stahmann spricht von 
einem feigen Anschlag. 

In Bremen haben Unbekannte in der 
Nacht zum Dienstag ein noch unbewohn- 
tes Container-Flüchtlingsheim mit einem 
Molotow-Cocktail in Brand gesetzt. 
Trotz eines Großeinsatzes der Feuerwehr 
brannten vier Wohncontainer vollständig 
aus, wie die Polizei mitteilte. Zwölf wei- 
tere der insgesamt 80 Container seien be- 
schädigt. Im Dezember sollten dort die 
ersten Flüchtlinge einziehen. 

Die Polizei geht von Brandstiftung aus, 
ein politischer Hintergrund wird nicht 
ausgeschlossen. Jedoch gebe es noch kei- 
ne Hinweise auf die Täter. Eine sofort 
eingeleitete Fahndung sei ergebnislos 
verlaufen. Die Brandursachenermittler 
und der Staatsschutz ermittelten. 


Feiger Anschlag 


Die Bremer Sozialsenatorin Anja Stah- 
mann (Grüne) sprach von einem „feigen 
Anschlag“. „Er ist ein Angriff auf die 
Schwächsten der Gesellschaft, und er 
trifft die Gesellschaft mitten ins Herz.“ 


Wer sich von dieser Tat verspreche, „dass 
Bremen sich weniger um die Aufnahme 
von Flüchtlingen kümmert, erliegt einem 
schweren Irrtum‘, betonte sie. 

Bereits im November sollte die Wohn- 
anlage für 135 Flüchtlinge an das Sozial- 
ressort übergeben werden. Die Stadt müs- 
se nun über ein neues Sicherheitskonzept 
nachdenken, sagte die Senatorin. Bislang 
seien Sicherheitsdienste erst eingesetzt 
worden, sobald die Immobilie dem Sozi- 
alressort übergeben worden sei. 

Quelle: www.migazin.de 21.09.2016 I 


Attacke auf syrische Flücht- 
linge in Schwerin 


Vergangenen montagabend wurden zwei 
syrische Flüchtlinge von einer Gruppe 
von vier bis fünf unbekannten Personen 
bedroht und angegriffen worden. Julian 
Feller 

Wie der Sender N24 berichtet, sind ver- 
gangenen Montag Abend zwei syrische 
Flüchtlinge vor einem Supermarkt von ei- 
ner Gruppe aus vier bis fünf Personen mit 
einer Waffe bedroht bedroht worden. Zu- 
dem wurden aus der Gruppe heraus aus- 
länderfeindliche Parolen gebrüllt und ei- 
ner der beiden Flüchtlinge durch einen 
der Angreifer mit der Faust ins Gesicht 
geschlagen. 


Die beiden Syrer flüchteten schließlich, 
die unbekannten Angreifer konnten flie- 
hen. Die Polizei ermittelt wegen des Ver- 
dachts der gefährlichen Körperverlet- 
zung, Bedrohung und Volksverhetzung. 

Immer wieder kommt es in der Landes- 
hauptstadt Schwerin zu fremdenfeindli- 
chen Übergriffen. Erst Anfang August 
wurde der mutmaßliche Kopf der rechts- 
extremistischen Gruppierung „Deutsch- 
land wehrt sich“ festgenommen, weil er 
einen islamistischen Terroranschlag in der 
Stadt vortäuschte. 

Infoportal für antifaschistische Kultur 

und Politik aus Mecklenburg-Vorpom- 

mern 

http://ino.blogsport.de/ 

22. September 2016 WM 

Quelle: www.migazin.de 19.09.2016 I 


Verzicht auf landesinterne 
Wohnsitzauflage 


Mit Erlass vom 20.09.2016 hat das Nie- 
dersächsische Innenministerium ange- 
ordnet, anerkannten und aufgenomme- 
nen Flüchtlingen keine Wohnsitzauflage 
nach $12a Abs. 2 — 4 AufenthG zu ertei- 
len. Das bedeutet, dass die Betroffenen 
ihren Wohnsitz in Niedersachsen frei 
wählen, aber nicht in ein anderes Bun- 
desland umziehen dürfen, solange sie 
nicht die in $12a Abs. 1 AufenthG ge- 
nannten Bedingungen für eine Strei- 


bezeichnete die konservative Bürgermeis- 
terin von Calais, Natacha Bouchart, das 
mit britischen Geldern finanzierte Vorha- 
ben als „Schandmauer““®. (Ihr wäre es 
mutmaßlich lieber, überhaupt keinen 
„Schandfleck“ mehr in ihrer Stadt sehen 
zu müssen...) Ferner wurden seit Jahres- 
beginn 2016 (und bis September) insge- 
samt 1.346 Migranten von Calais aus von 
französischem Boden abgeschoben?. 


Großraum Paris 


Seitdem der Zielort Calais für viele Mi- 
grant/inn/en zunehmend abschreckend 
wirkt, nachdem die Wartezeiten für eine 
eventuelle Kanalüberquerung stark ange- 
stiegen sind, nimmt auch die Zahl der auf 
Wartestation befindlichen Migrantinnen 
und Migranten im Raum Paris erheblich 
zu. Seit Juni 2015 fanden dort insgesamt 
um die dreißig Räumungen von infor- 
mellen Camps statt, die meist von Men- 
schen bewohnt werden, die nicht ins 
französische Asylverfahren können — 
etwa wegen der Anwendung der Dublin- 
Regeln, nachdem ihre Fingerabdrücke in 


8 Vgl. http://www.lefigaro.fr/flash-actu/2016/ 
09/09/97001-20160909FILWWWOO354-calais- 
le-mur-termine-avant-la-fin-de-Iannee.php 

9 Vgl. http://www.lemonde.fr/immigration-et-diver- 
site/article/2016/09/15/cazeneuve-annonce-que- 
1-346-migrants-se-trouvant-a-calais-ont-ete-expulses- 


de-france-depuisjanvier_4998435_1654200.html 
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Griechenland, Italien oder Ungarn aufge- 
nommen wurden — oder nicht wollen. 
Das französische Ayslsystem hat einen 
denkbar schlechten Ruf. In jüngster Zeit 
drängen Migrantinnen und Migranten 
auch deswegen in informelle Camps auf 
dem Pariser Stadtgebiet, weil nach den 
Erfahrungen der letzten Monate die 
Staatsmacht ihnen dann Angebote für 
eine Unterbringung zumindest auf Zeit 
machen muss, wenn diese Camps in den 
Augen der Öffentlichkeit gar zu sichtbar 
anschwellen. 


Neues städtisches Migrantencamp 
in Paris 


Während an demselben Montag früh (05. 
September 2016) ein weiteres Mal eine 
solche Räumung im Pariser Norden statt- 
fandl, gab die hauptstädtische Bürger- 
meisterin Anne Hidalgo fast gleichzeitig 
die Pläne für das erstmals im Mai 16 von 
ihr erwähnte, künftig durch die Stadt ein- 
zurichtende Flüchtlingscamp bekanntl1. 


10 Vgl. http://www.lemonde.fr/immigration-et-di- 
versite/article/ 2016/09/06/nouvelle-evacuation- 
d-un-campement-de-centaines-de-migrants-a- 
paris_4993216_1654200.html 

1 Vgl. u.a. http://www.lemonde.fr/immigration-et- 
diversite/article/2016/09/06/paris-ouvre-une-bul- 
le-d-accueil-de-court-sejour-pour-les- 
migrants_4993195_1654200.html und 


http://www.lemonde.fr/immigration-et-diversite/vi- 
deo/2016/09/06/anne-hidalgo-presente-les-cen- 


Dieses soll rund 450 bis 600 Plätze bie- 
ten und auf einem früheren Bahngelände 
im 18. Bezirk angesiedelt werden, später 
soll eine weitere Einrichtung in Ivry süd- 
lich von Paris hinzukommen. 

Auf die Aneinanderreihung menschen- 
feindlich wirkender Container wie in der 
Nähe von Calais, wie ursprünglich ange- 
dacht, hat die Stadt nun verzichtet. Statt- 
dessen sollen rund um eine aufblasbare 
PVC-Kugel, die als Empfang dienen soll, 
kleine Wohneinheiten für je fünfzig Ge- 
flüchtete eingerichtet werden. Je vier Per- 
sonen sollen in einem Gemeinschaftszim- 
mer schlafen. In den Kantinenbereichen 
sollen sie über freien Internetempfang 
verfügen. Allerdings werden sich die Ka- 
pazitäten wohl schnell als unzureichend 
herausstellen, auch wenn den Betreffen- 
den nur fünf bis zehn Tage Unterkunft ge- 
währt werden soll. 

In zwei Jahren wird das Camp einem 
im Bau befindlichen Hochschulprojekt, 
dem Campus Condorcet, weichen müs- 
sen. Dann wird es voraussichtlich den 
Standort wechseln, wie bei einer — Infor- 
mationsveranstaltung im Rathaus des 18. 
Pariser Bezirks am Abend des 14. Sep- 
tember — welche in angespannter Atmo- 
sphäre stattfand — angekündigt wurde. 

Bernard Schmid, Paris I 


tres-pour-migrants-qui-ouvriront-a-paris-et- 


ivry_4993534_1654200.htm! 


chung der Wohnsitzauflage erfüllen. Die 
Verpflichtung zur Wohnsitznahme im je- 
weiligen Bundesland ist in $12a Abs. 
1AufenthG gesetzlich geregelt. 

Der Flüchtlingsrat begrüßt den Verzicht 
auf eine landesinterne Wohnsitzauflage. Die 
Landesregierung hat mit diesem Erlass die 
landespolitischen Spielräume für eine hu- 
mane Umsetzung genutzt. Unsere grund- 
sätzliche Kritik an der integrationsfeindli- 
chen und völkerrechtlich fragwürdigen ge- 
setzlichen Regelung bleibt davon unberührt. 

Quelle: Pressemitteilung www.nds-flue- 
rat.org 21.09.2016 I 


NRW: zum Wohnortzwang 
für Flüchtlinge 


Ab Dezember sollen anerkannte 
Flüchtlinge in Nordrhein-Westfalen 
sich nicht mehr frei aussuchen kön- 
nen, wo sie leben wollen. Das wird 
das Land übernehmen und sie einem 
konkreten Wohnort zuweisen. Die 
entsprechende Regelung wurde von 
der Landesregierung beschlossen. 


Anerkannten Flüchtlingen in Nordrhein- 
Westfalen soll von Dezember an ein kon- 
kreter Wohnort zugewiesen werden. Die 
Landesregierung beschloss eine entspre- 


chende Verordnung zur Umsetzung der 
sogenannten Wohnsitzauflage. Kriterien 
für die Verteilung der Flüchtlinge auf alle 
396 Städte und Gemeinden in NRW sind 
demnach zu 80 Prozent die Einwohner- 
zahl und zu jeweils zehn Prozent die Flä- 
che und die Arbeitslosenzahlen in der 
Kommune. 

Städte und Gemeinden mit einem ange- 
spannten Wohnungsmarkt oder mit be- 
sonderen Belastungen durch Zuwanderer 
aus EU-Staaten wie Bulgarien und Rumä- 
nien sollen jeweils zehn Prozent weniger 
Flüchtlinge aufnehmen müssen. Die Re- 


Zur Änderung des AsylIbLG 


Flüchtlingsrat SH und Pro Asyl fordern 
Bundesländer und Bundestag auf, das 
Gesetz zu stoppen 

Mit Bestürzung nehmen FLÜCHT- 
LINGSRAT SH und PRO ASYL den 
gestern im Kabinett beschlossenen Ge- 
setzentwurf zur Änderung des Asylbe- 
werberleistungsgesetzes der Bundesre- 
gierung zur Kenntnis. Die Flüchtlingsor- 
ganisationen appellieren an den Bundes- 
tag und an die Bundesländer, dieses Ge- 
setz nicht zu beschließen. 

Deutliche Kürzungen unter das Exis- 
tenzminimum, die Stärkung des unseligen 
Sachleistungsprinzips verbunden mit wei- 
teren individuellen Kürzungen werden 
eine drastische Unterversorgung der 
Menschen zur Folge haben. Die dauerhaf- 
te Unterbringung in großen Sammelun- 
terkünften wird dadurch gefördert, dass 
die Kommunen Flüchtlingen, die dort 
wohnen, nun weniger Geld auszahlen 
müssen. FLÜCHTLINGSRAT und PRO 
ASYL befürchten, dass einem kleinteili- 
gen Kürzungs-Wildwuchs in der lokalen 
Verwaltungspraxis bis hin zur Willkür 
Vorschub geleistet und so insgesamt Inte- 
gration und Teilhabe erheblich erschwert 
wird. 

Äußerst fragwürdig ist, ob die neuen 
Regelungen einer erneuten Verfassungs- 
prüfung standhalten würden. Das Bun- 
desverfassungsgericht hat 2012 festge- 
stellt: „Die Menschenwürde ist migrati- 
onspolitisch nicht zu relativieren.“ Die 
Konsequenz davon war ein Ende der jah- 
relangen Leistungskürzungen bei Flücht- 
lingen durch das Asylbewerberleistungs- 
gesetz (AsylbLG) und die Anhebung der 
AsylbLG-Regelleistungen auf (fast) das 
Hartz-IV-Niveau nach SGB II. Während 
Hilfeempfänger*innen nach SGB-IV/XI 
ab Januar 2017 mit leichten Erhöhungen 
rechnen können, wird mit dem vorliegen- 
den Entwurf erneut die Axt an die Exis- 
tenzsicherung von Flüchtlingen gelegt. 

Das AsylbLG wird immer mehr zum 
Integrationshindernis: Die Menschen 
werden wieder stärker durch Armut be- 
wusst in ihren Handlungsmöglichkeiten 
beschränkt und durch Sachleistungen ent- 


mündigt. Die Pflege zwischenmenschli- 
cher Beziehungen und eine legale Teilha- 
be am sozialen und kulturellen Alltag 
werden erschwert oder gar verhindert. 

In einer ersten Einschätzung kritisieren 
FLÜCHTLINGSRAT und PRO ASYL im 
Einzelnen vor allem folgende Punkte: 

Die Kürzungen der AsylbLG-Leistun- 
gen bei alleinstehenden Flüchtlingen, die 
in Gemeinschaftsunterkünften leben müs- 
sen, sind sachlich nicht zu rechtferti- 
gen. Begründet wird die Kürzung mit 
Einspareffekten durch eine gemeinschaft- 
liche Haushaltsführung, die angeblich mit 
der eines Paarhaushalts vergleichbar sei. 
Dabei wird das Offensichtliche ignoriert: 
Dass es sich bei den Menschen in staatli- 
chen Unterkünften gerade nicht um frei- 
willige, enge Lebenspartnerschaften, son- 
dern um Zwangsgemeinschaften handelt, 
die in der Regel auch nicht gemeinsam 
haushalten. Einspareffekte durch die Kür- 
zungen ergeben sich dort nicht, aber si- 
cher bei den Behörden: Zu befürchten ist, 
dass auch wegen dieser neuen Regelung 
viele Kommunen weiterhin auf die krank 
machende und  integrationsfeindliche 
Zwangsunterbringung in Sammelunter- 
künften setzen. 

Dass die Pauschalen für Wohnungsin- 
standhaltung (Schönheitsreparaturen) 
und Strom werden künftig vom auszu- 
zahlenden Regelsatz abgezogen wer- 
den, war schon bislang zum Teil gängige 
Praxis. Es führt vor allem zu einem mas- 
siv erhöhten Aufwand für die Verwaltung 
wie auch die Betroffenen. Denn diese 
Leistungen müssen dann jeweils geson- 
dert beantragt und als Geld- oder Sach- 
leistung zusätzlich erbracht werden — ggf. 
müssen dann von der Verwaltung sogar 
höhere tatsächliche Kosten übernommen 
werden, als die Pauschale beträgt. Für die 
Flüchtlinge bedeutet die vorgesehene Re- 
gelung zusätzliche, kleinteilige Antrags- 
arbeit, sie nimmt ihnen die für Sozial- 
hilfeempfänger ausdrücklich vorgesehene 
Möglichkeit, mit ihrem Budget zu haus- 
halten, also z.B. durch einen sehr sparsa- 
men Umgang mit Strom mehr Geld für 
Kleidung zu haben. 


Darüber hinaus sieht der Gesetzentwurf 
die Möglichkeit weiterer, individueller 
Kürzungen im Einzelfall vor. Pauscha- 
len für Leistungen, die nicht nur einmalig 
oder kurzfristig „anderweitig gedeckt“ 
würden, sollen vom Geldbetrag abgezo- 
gen werden. Hingewiesen wird in diesem 
Zusammenhang auf eine angeblich analo- 
ge Regelung im SGB. Fakt ist aber, dass 
dort auch ein individueller Mehrbedarf 
berücksichtigt wird, der AsylbLG-Ent- 
wurf enthält dagegen nur die Kürzungs- 
möglichkeit. 

Diese Regelung stellt einen weiteren 
Schritt dar, die Ausgabe von Sach- statt 
Geldleistungen zu befördern. Dabei war 
erst 2015 die Abkehr vom Sachleistungs- 
prinzip vereinbart worden, als Teil eines 
politischen Kompromisses, in dessen Ge- 
genzug drei Balkanstaaten als „sicher“ 
definiert worden waren („Kretschmann- 
Deal“). In der Praxis dürfte die Regelung 
die Kürzungsphantasie von Wohnheimbe- 
treibern und Kommunen befördern und 
ggf. ungerechtfertigte Kürzungspraxen 
nach sich ziehen. Mit den sich im Zuge 
dessen stellenden Fragen dürften sich, 
sollte der AsylbLG-Entwurf wie vorlie- 
gend umgesetzt werden, künftig viele Ge- 
richte in zahllosen Fällen beschäftigen. 

Der aktuelle Gesetzentwurf belegt nun 
einmal mehr, dass das AsylbLG - einst 
ausdrücklich ersonnen als Abschre- 
ckungsinstrument — nicht reformfähig ist, 
sondern immer wieder, unter Zuhilfenah- 
me immer neuer Begründungen, mit dis- 
kriminierendem Inhalt gefüllt wird. 

Deshalb gilt weiterhin, was FLÜCHT- 
LINGSRAT Schleswig-Holstein und 
PRO ASYL fordern und unlängst auch 
die Landesregierung Schleswig-Holstein 
für richtig hielt: Das AsylbLG gehört ab- 
geschafft, Flüchtlinge sollten sozialrecht- 
lich mit Arbeitslosen und Sozialhilfeemp- 
fängern gleichgestellt werden. 

gez. Jasmin Azazmah 

Ouelle: Flüchtlingsrat Schleswig-Hol- 
stein — Bundesweite Arbeitsgemeinschaft 

für Flüchtlinge PRO Asyl 22.09.2016 
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gelung soll nach Beteiligung des Land- 
tags und der Kommunen am 1. Dezember 
in Kraft treten. 


Integrationsminister: Auflage wich- 
tig für Integration 


NRW-Integrationsminister Rainer 
Schmeltzer (SPD) erklärte, die Wohnsitz- 
auflage sei ein wichtiges Instrument zur 
Erleichterung der Integration. Die Städte 
und Gemeinde bekämen damit erheblich 
mehr Planungssicherheit. Nach dem Inte- 
grationsgesetz, das seit August gilt, müs- 
sen auch anerkannte Flüchtlinge künftig 
drei Jahre in dem Bundesland bleiben, 
dem sie nach ihrer Aufnahme über den 
sogenannten Königsteiner Schlüssel zu- 
gewiesen wurden. 

Die Länder können innerhalb ihres Ge- 
biets konkrete Wohnorte vorschreiben. 
Damit könnten Ghettobildungen vermie- 
den und die Last gleichmäßig verteilt 
werden. Ausnahmen gibt es für Flüchtlin- 
ge, die andernorts Arbeit, eine Ausbil- 
dung oder einen Studienplatz haben. 

Kritiker des Wohnsitzzwangs befürch- 
ten, die Regelung könnte dazu führen, 
dass Familien auseinandergerissen wer- 
den. Zudem wird bemängelt, dass Flücht- 
linge selbst am besten wissen müssten, 
wo sie am besten integriert werden kön- 
nen. Wer auf dem Land leben müsse, wer- 
de es beispielsweise schwer haben, einen 
Integrationskurs zu finden. 


Broschüre des Monats 
Wie sozial ist AfD wirklich? 


In Auftreten und Sprache inszeniert sich 
die AfD gerne als Vertreterin des „kleinen 
Mannes“. In der Flüchtlingsdebatte spielt 
sie Abstiegsängste gezielt gegen Minder- 
heiten aus — mit dem Anspruch die Interes- 
sen des „Volkes“ zu vertreten. Doch was 
ist dran an dieser Inszenierung? Vertritt die 
AfD in Sachen Sozialpolitik wirklich die 
Interessen der Normal- und Geringverdie- 
ner in Deutschland? In der kürzlich er- 
schienen Publikation hat die Autorin Ka- 
tharina Nocun im Namen der Heinrich- 
Böll-Stiftung Sachsen die Positionen der 
AfD bezüglich Mindestlohn, Leiharbeit 
und Arbeitslosengeld analysiert und ausge- 


wu weten 


Wie sozial ist die | 
AfD wirklich? | 
Eine Expertise zu Positionen | 


in der AfD bei der Sozlal- und 
Steuerpolitik 
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wertet. Auch die Steuerpolitik der AfD 
wurde unter die Lupe genommen: Vieles 
deute daraufhin, dass aus sozialpolitischer 
Warte eine gesunde Skepsis angebracht 
sei. Denn zentrale Akteure der AfD propa- 
gierten einen radikalen Neoliberalismus, 
der den Sozialstaat beschneiden wolle. Da- 
her gilt es gerade auch für die Gewerk- 
schaften neben der Auseinandersetzung 
mit nationalistischen und rassistischen 
Thesen der AfD, die wirtschaftspolitisch 
neoliberale Dimension dieser Partei kri- 
tisch in den Blick zu nehmen. 

Die Studie gibt es zum Download un- 
ter: http://www. weiterdenken.de/de/2016/ 
06/2 1/wie-sozial-ist-die-afd-wirklich 

Quelle: http://www.gelbehand.de 
16.09.2016 I 


Salafisten-Propaganda den 
Boden entziehen! 


„Die Angaben der Bundesregierung zei- 
gen, dass man das Problem nicht überbe- 
werten darf. Die meisten Flüchtlinge ha- 
ben schon in ihrer Heimat erlebt, wozu 
dschihadistische Terroristen fähig sind. 
Sofern Flüchtlinge hierzulande salafisti- 
sche Moscheen besuchen, hat das auch 
nach Auffassung der Bundesregierung 
weniger ideologische als vielmehr rein 
praktische Gründe wie etwa die räumli- 
che Nähe zur Flüchtlingsunterkunft. 

Ausdrücklich vermerkt auch die Bun- 
desregierung, dass eine Hinwendung vie- 
ler Flüchtlinge zur Salafistenszene „un- 
wahrscheinlich‘ sei, weil die meisten aus 
Ländern stammen, „in denen brutale jiha- 
distische Gewaltanwendung und Verfol- 
gung das Alltagsgeschehen bestimmen.“ 

Gleichwohl ist es Aufgabe der ganzen 
Gesellschaft, jeglichen Versuchen entge- 
genzutreten, Menschen, die in Deutsch- 
land Schutz suchen, für Hasspropaganda 
einzuspannen. 

Besondere Aufmerksamkeit verdienen 
dabei die unbegleiteten minderjährigen 
Flüchtlinge. Zwar anerkennt die Bundes- 
regierung, dass diese am schnellsten Sta- 
bilität benötigen, umgesetzt wird dies in 
der Praxis jedoch nicht. Stattdessen dau- 
ern die Asylverfahren gerade bei ihnen 
am längsten. 

In Zukunft sollte häufiger versucht wer- 


* MT 


FEN rieien vadi’Delen HALIM DENER 


den, Flüchtlinge selbst in den Kampf ge- 
gen salafistische Rattenfänger einzubin- 
den. Wer etwa in Syrien gesehen hat, wel- 
che Verbrechen der IS begeht, der sollte 
ermuntert werden, darüber auch gegen- 

über anderen Flüchtlingen zu berichten.“ 
Ouelle: http://www.ulla-jelpke.de 
21.09.2016 I 


Noch immer keine Gedenk- 
tafel für Halim Dener 


Seit Jahren fordert die „Kampagne Halim 
Dener“ politische Konsequenzen aus 
dem Tod des jungen kurdischen Flücht- 
lings, der 1994 im Alter von 16 Jahren 
von der Polizei beim Plakatieren er- 
wischt und von hinten erschossen wurde. 
Der Flüchtlingsrat Niedersachsen hat da- 
mals den Fall intensiv begleitet und die 
fragwürdige juristische Aufarbeitung so- 
wie den schlussendlich erfolgten Frei- 
spruch des Täters auch öffentlich kriti- 
siert. 

Am 21.06.2016 demonstrierten 200 
Menschen aus Anlass des 22. Jahrestags 
des Todes von Halim Dener und forderten 
Konsequenzen — passiert ist jedoch bis- 
lang nichts. Die Stadt Hannover weigert 
sich bis heute, in Erinnerung an den Tod 
des jungen Kurden auch nur eine Ge- 
denkstätte errichten zu lassen. Im März 
hatten Unbekannte daher selbst eine Art 
Gedenktafel installiert: Sie verlegten ei- 
nen Stein vor der Einmündung der Reit- 
wallstraße mit dem eingravierten Satz: 
„Halim Dener, am 30. Juni 1994 von der 
Polizei ermordet“. Keine Woche später 
ließ die Stadt den Gedenkstein jedoch 
wieder entfernen. 

Die Initiative ruft daher mit dem hier 
dokumentierten Aufruf (http:/halimde- 
ner.blogsport.eu/) zu einer 24stündigen 
Kundgebung für ein *würdevolles Ge- 
denken an Halim Dener* vom 
25.09.2016, 18 Uhr bis zum 26.09.2016, 
18 Uhr auf und will ihre Forderungen 
nochmal laut werden lassen. 

Der Flüchtlingsrat unterstützt die Forde- 
rung nach einer Gedenktafel und ruft dazu 
auf, die Kundgebung zu unterstützen. 

Ouelle: Flüchtlingsrat Niedersachsen 
22.09.2016 I 
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Asylbewerber müssen für 
80 Cent die Stunde arbeiten 


In Hessen sollen Asylbewerber verpflich- 
tet werden, für 80 Cent die Stunde Sozi- 
alarbeit zu leisten. Wer sich dieser ‚„‚Inte- 
grationsmaßnahme“ entzieht, soll mit 
Leistungskürzungen sanktioniert werden. 

Flüchtlinge, die sich noch im Asylver- 
fahren befinden, sollen künftig in Hessen 
für einige Monate gemeinnützige Arbeit 
leisten. Ein entsprechendes Programm 
stellten Sozialminister Stefan Grüttner 
(CDU) und der Regionaldirektor der 
Bundesagentur für Arbeit (BA), Frank 
Martin, am Montag in Wiesbaden vor. 
Flüchtlinge sollten damit schrittweise an 
den Arbeitsmarkt herangeführt werden. 
Außerdem solle vermieden werden, dass 
Asylbewerber über Monate untätig in ei- 
ner Warteschleife verharren müssen. 

Mit dem Programm setzen Landesre- 
gierung und Arbeitsverwaltung eine An- 
fang August im Integrationsgesetz des 
Bundes geschaffene Möglichkeit um. 
Vom Bund kommt auch das Geld, wobei 
für Hessen in diesem Jahr 5,5 Millionen 
Euro zur Verfügung stehen und ab kom- 
mendem Jahr 16,6 Millionen. Das Geld 
fließt in die Kommunen, die entsprechend 
der jeweiligen Aufnahmequote von 
Flüchtlingen bedacht werden. Sie müssen 
auch die Arbeitsgelegenheiten schaffen. 

Wer eine solche, auf sechs Monate be- 
fristete Arbeit aufnimmt, erhält nach den 
gesetzlichen Vorgaben ein Entgelt von 80 
Cent pro Stunde zusätzlich zu den übli- 
chen Leistungen für Asylbewerber. Sank- 
tionen drohen aber, wenn jemand für eine 
solche Integrationsmaßnahme ausgewählt 
wird, aber die Mitarbeit verweigert. Dann 
könnten die Asylbewerberleistungen ge- 
kürzt werden, sagte Grüttner. 

Ouelle: http://www.migazin.de 
20.09.2016 I 


WELTKINDERTAG 
Mehrheit fordert gleiche 
Rechte für Flüchtlingskinder 


Einer aktuellen Umfrage zufolge ist 
eine deutliche Mehrheit der 
Deutschen für eine Gleichstellung 
der rechtlichen Lage von Flüchtlings- 
kindern. Mehr als jeder Zweite kann 
sich sogar ein Engagement für die 
Kinder vorstellen. Der Deutsche Kin- 
derhilfswerk sieht einen Handlungs- 
auftrag für Bund und Länder. 

Die Mehrheit der Deutschen fordert eine 
bessere rechtliche Lage von Flüchtlings- 
kindern. Wie aus einer Befragung von in- 
fratest dimap im Auftrag des Deutschen 
Kinderhilfswerks hervorgeht, sind 69 Pro- 
zent der Ansicht, alle in Deutschland le- 
benden Kinder sollten die gleichen Rechte 
haben. Demgegenüber vertraten 28 Pro- 
zent der Befragten die Meinung, dass jun- 
gen Flüchtlingen nicht sofort die gleichen 
Möglichkeiten geboten werden könnten. 


Mehr als die Hälfte der Bundesbürger 
(54 Prozent) könne sich zudem vorstel- 
len, sich persönlich für Flüchtlingskinder 
zu engagieren, wenn ihnen damit das Le- 
ben erleichtert werden könnte — beispiels- 
weise in Form einer Patenschaft oder 
durch ehrenamtliche Hilfe. Vier Prozent 
der Befragten gaben an, sich bereits für 
Flüchtlingskinder einzusetzen. 


Deutlicher Handlungsauftrag 


Der Präsident des Deutschen Kinder- 
hilfswerks, Thomas Krüger, wertete die 
Ergebnisse als einen deutlichen Hand- 
lungsauftrag für Bund und Länder, Dis- 
kriminierungen gegenüber jungen Mig- 
ranten abzubauen und „ihnen von Anfang 
an eine Zukunftsperspektive zu geben“. 
Die Asylgesetze widersprächen an vielen 
Stellen der UN-Kinderrechtskonvention 
und grenzten junge Flüchtlinge systema- 
tisch aus. 

Gleichzeitig mahnte Krüger, den sozia- 
len Zusammenhalt in Deutschland zu be- 
wahren. Eine überdurchschnittliche Be- 
reitschaft zur Unterstützung von Flücht- 
lingskindern komme vorwiegend aus hö- 
heren Einkommensgruppen und Bil- 
dungsmilieus, erklärte er. Für die reprä- 
sentative Befragung wurden deutschland- 
weit 1008 Wahlberechtigte ab 18 Jahren 
telefonisch befragt. Anlass ist der heutige 
Weltkindertag. 

Quelle: www.migazin.de 20.0 9.2016 I 


Abschiebung vor 
Ausbildung 


Bayerns Regierung verunsichert Ar- 
beitgeber* innen und konterkariert 
Integration 

Eine gelingende Integration sollte zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt beginnen. 
Langes Warten und Untätigkeit kostet Le- 
benszeit und Sozialleistungen. Es demoti- 
viert Flüchtlinge und vernichtet Qualifi- 
kationen. Das bayerische Innenministeri- 
um stellt sich dennoch auf den Stand- 
punkt, Flüchtlinge erst nach der Anerken- 
nung in den Arbeitsmarkt zu integrieren 
oder zur Ausbildung zuzulassen. 

Wird das von der Arbeitgeber*innen 
Seite nicht beherzigt, sind diese selbst 
schuld. Zum Beispiel im Falle eines jun- 
gen Albaners, der erfolgreich sein erstes 
Lehrjahr als Koch in einem Hotel-Restau- 
rant im Spessart beendet hat. Die Ausbil- 
dung wurde staatlich durch das AsA-Pro- 
gramm (Assistierte Ausbildung) geför- 
dert. Der Albaner war gut integriert, woll- 
te die Ausbildung fortsetzen, sein Arbeit- 
geber setzte sich sehr für ihn ein, schaltete 
auch die Handwerkskammer ein. Zweck- 
los: die Ausländerbehörde erteilte keine 
weitere Duldung zur Ausbildung. Der 23- 
jährige Dritan C. wurde am 6. September 
2016 abgeschoben. 

Der Arbeitgeber und Ausbilder versteht 
das nicht. Denn zugleich wird in Albanien 
um Azubis und Fachkräfte für Mängelbe- 


rufe in Deutschland geworben. Koch 
zählt hier dazu. Der Hotelier sieht durch 
die Abschiebung sein Engagement ver- 
höhnt und seine Interessen als Arbeitge- 
ber und Ausbildungsbetrieb stark geschä- 
digt. Gegenüber der Handwerkskammer 
hat er jetzt schriftlich mitgeteilt, er werde 
aufgrund dieser Erfahrung künftig keine 
Flüchtlinge, auch keine mit Anerkennung, 
mehr zur Ausbildung oder Anstellung ak- 
zeptieren. Der Hotelier ist kein Einzelfall. 
Zunehmend sind Arbeitgeber*innen und 
Ausbildungsbetriebe zurückhaltend, 
wenn es um die Einstellung von Flücht- 
lingen geht, die noch im Asylverfahren 
sind. Weil die Verfahren aber immer noch 
oft viele Monate dauern, verstreicht wert- 
volle Zeit für eine gelingende Integration. 
Das bayerische Innenministerium hat sei- 
ne harte Haltung erst Anfang des Monats 
durch ein Rundschreiben bekräftigt. 

Der Bayerische Flüchtlingsrat kritisiert 
die bayerische Praxis, Flüchtlingspolitik 
ausschließlich an Abschiebung und Ab- 
schreckung auszurichten. Während der 
Bund mit der gesetzlichen Verankerung 
einer Duldung zu Ausbildungszwecken, 
die Flüchtlingen in Ausbildung und Be- 
trieben Sicherheit geben soll, auf frühzei- 
tige Integration setzt, orientiert sich Bay- 
ern an der Desintegration. 

„Flüchtlingspolitik und Integration dem 
Innenministerium zu überlassen ist ein 
Holzweg. Das Innenministerrum kann 
Repression, aber keine Integration. Beste- 
hende Arbeits- oder Ausbildungsverhält- 
nisse sind dem bayerischen Innenministe- 
rıum kein Grund, nicht abzuschieben. 
Das verunsichert Arbeitgeber*innen und 
Ausbildungsbetriebe und konterkariert 
Integration“, so Stephan Dünnwald, Spre- 
cher des Bayerischen Flüchtlingsrats. 

„Der Bayerische Flüchtlingsrat fordert, 
die Interessen von Flüchtlingen und Be- 
trieben stärker zu gewichten. Eine mögli- 
che Ablehnung oder Abschiebung aus 
asylpolitischen Gründen darf nicht die 
einzige Ratio sein, nach der entschieden 
wird. Die bayerische Politik verspielt hier 
den Vertrauensschutz, den Arbeits- und 
Ausbildungsverhältnisse genießen soll- 
ten, und schädigt sowohl die Integration 
von Flüchtlingen als auch die bayerische 
Wirtschaft.“ 

Ouelle: http://www.fluechtlingsrat-bay- 
ern.de 20.09.2016 WM 


Solidarität mit Protestcamp 


Laut werden gegen Diskriminierung, 
Ausgrenzung und Rassismus 


Seit mehr als zwei Wochen protestieren 
Geflüchtete in einem Camp am Sendlin- 
ger Tor in München. Mit dem Protest for- 
dern sie grundlegende Menschenrechte 
ein wie das Recht auf ein Bleiberecht in 
Deutschland, auf Arbeit und Freizügig- 
keit. Die bisherigen Medienstimmen zum 
Protestcamp sagen, dass Geflüchtete der- 
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zeit keinen Anlass für Proteste hätten, 
diese zur falschen Zeit und am falschen 
Ort protestierten. Dahinter steht, dafür 
sei die Stimmung in der Bevölkerung ge- 
rade nicht die Richtige. Diese Einschät- 
zung teilen wir nicht. Es gibt viele Grün- 
de für Geflüchtete, für Ihre Rechte zu 
protestieren. Sie wollen u.a. auf die Asyl- 
gesetzesverschärfungen aufmerksam ma- 
chen und diese anprangern. 

So haben sich die Anforderungen an 
Atteste zu Reiseunfähigkeit massiv er- 
höht, so dass Abschiebungen trotz schwe- 
rer Krankheiten möglich sind und durch- 
geführt werden. Durch das neu eingeführ- 
te Integrationsgesetz können selbst aner- 
kannte Geflüchtete ihren Wohnsitz nicht 
mehr frei wählen. Auch wenn deutlich 
weniger geflüchtete Menschen in 
Deutschland ankommen als im Herbst 
2015, ist die reale Lebenssituation vieler 
Geflüchteter weiterhin katastrophal: Sie 
sind verpflichtet in Unterkünften in 
Mehrbettzimmern zu leben, die oft weit 
weg von Beratungsangeboten, Sprachkur- 
sen und Ausbildungs- und Arbeitsplätzen 
liegen, durch die Erteilung von Arbeits- 
und Ausbildungsverboten werden Ge- 
flüchtete teilweise jahrelang zum Warten 
gezwungen ohne die Aussicht auf eine 
Perspektive und die Chance auf eine Inte- 
gration in Deutschland. 

Sie protestieren zentral am Sendlinger 
Tor, weil sie gehört werden wollen. Es 
geht nicht um ihre Situation in München, 
sondern um ihre Lebenswirklichkeit in 
Deutschland, die Ihnen oft keine Teilhabe 
und Integration ermöglicht. 

Dabei nehmen Sie verständlicherweise 
keine Rücksicht auf die „Stimmung“ von 
besorgten oder zweifelnden Bürger*in- 
nen, nach deren Meinung Asylrechtsver- 
schärfungen und Abschiebungen etc. ge- 
rechtfertigt sind. 

Der Bayerische Flüchtlingsrat zeigt 
sich solidarisch mit den Protestierenden 
am Sendlinger Tor und unterstützt die 
Forderungen der Geflüchteten. Es ist 
wichtig, gemeinsam laut zu werden gegen 
Diskriminierung, Ausgrenzung und Ras- 
sismus. 

https://refugeestruggle.org/Ouelle: 
http://www, fluechtlingsrat-bayern.de 
22.09.2016 I 


Weniger Flüchtlinge 
überqueren das Mittelmeer 


In diesem Jahr sind mehr als 3200 
Menschen bei der Überfahrt im Mit- 
telmeer ums Leben gekommen oder 
werden vermisst. Insgesamt 
verzeichnet das UN-Flüchtlingshilfs- 
werk UNHCR einen deutlichen Rück- 
gang der Flüchtlingszahlen. 

Etwa 300000 Menschen haben Europa in 
diesem Jahr über das Mittelmeer erreicht. 
Dies seien deutlich weniger als in den 
ersten neun Monaten 2015, teilte das 
UN-Flüchtlingshilfswerk UNHCR am 
Dienstag in Genf mit. Von Januar bis 
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September 2015 hätten 520000 Flücht- 
linge die gefährliche Überquerung ge- 
schafft. UN-Experten erklärten den 
Rückgang vor allem mit der Schließung 
der sogenannten Balkanroute und dem 
Abkommen der EU mit der Türkei über 
die Rückführung von Flüchtlingen. 

Aus diesem Grund sei der Rückgang 
vor allem in Griechenland zu verzeich- 
nen, wo seit Januar 2016 knapp 166000 
Flüchtlinge und Migranten an Land gin- 
gen. In den ersten neun Monaten 2015 
seien es 385000 gewesen. Griechenland 
gilt als Ausgangspunkt der Balkanroute. 
In Italien hingegen sind demnach in die- 
sem Jahr nur geringfügig weniger Geflo- 
hene über das Mittelmeer angekommen: 
etwa 130000 in diesem Jahr, 132000 im 
Vergleichszeitraum 2015. 


Über 3200 Menschen ums Leben ge- 
kommen 


Mindestens 3.211 Menschen sind nach 
UN-Angaben in diesem Jahr bei der 
Überfahrt ums Leben gekommen oder 
werden vermisst. Im gesamten vergange- 
nen Jahr waren es mindestens 3.771 Tote 
und Vermisste. Die Flüchtlinge versu- 
chen das Mittelmeer in ungeeigneten, 
maroden und komplett überfüllten Boo- 
ten zu überqueren. Viele von ihnen kön- 
nen nicht schwimmen. 

In Griechenland kommen laut UNHCR 
vorwiegend Menschen aus den Konflikt- 
ländern Syrien, Afghanistan und Irak an. 
Hingegen stammen fast alle Menschen, 
die in Italien an Land gehen, aus afrikani- 
schen Staaten wie Nigeria, Eritrea, Gam- 
bia oder dem Sudan. 

Ouelle: http://www.migazin.de 
21.09.2016 I 


PRO ASYL-Protestaktion: 
Afghanistan ist nicht sicher 


Über 1600 Tote und mehr als 3500 Ver- 
letzte unter der afghanischen Zivilbevöl- 
kerung im ersten Halbjahr 2016 sprechen 
eine deutliche Sprache. Herr Innenminis- 


HERR INNENMINISTER, 


GEBEN SIE ENDLICH ZU, 


DASS AFGHANISTAN 
NICHT SICHER IST! 


Zum 4. — 


ter, geben Sie endlich zu, dass Afghanis- 
tan nicht sicher ist! 


Liebe Leserin, lieber Leser, 


„Bleibt dort! Wir führen euch aus Europa 
... direkt nach Afghanistan zurück“ — 
diese verängstigende Botschaft verkün- 
dete Innenminister Thomas de Maiziere 
afghanischen Schutzsuchenden bereits 
im November 2015. Zur gleichen Zeit 
lag die Schutzquote für Afghan*innen 
bei rund 78%. 

Mittlerweile wird immer deutlicher, 
dass tatsächlich möglichst viele afghani- 
sche Flüchtlinge aus Deutschland abge- 
schoben werden sollen. Ein Rücküber- 
nahmeabkommen mit Kabul soll kurz vor 
dem Abschluss stehen. 

Die Schutzquote für Afghan*innen ist 
zuletzt auf 48% gesunken. Abgelehnte af- 
ghanische Flüchtlinge schildern uns Re- 
pressionen und Bedrohungen — vor allem 
durch die Taliban. Sie berichten von 
Zwangsrekrutierungen, Entführungen, 
Todesdrohungen und der Ermordung von 
Familienmitgliedern. Die Angst vor An- 
schlägen ist allgegenwärtig. Mehr Infor- 
mationen über die Lage in Afghanistan 
haben wir in einem Flyer für Sie zusam- 
mengestellt. Ausführliche Berichte und 
Analysen finden Sie in der PRO ASYL- 
Broschüre „Afghanistan: Kein sicheres 
Land für Flüchtlinge“ , die unter 
www.proasyl.de bestellt werden kann. 

PRO ASYL fordert: Keine Abschie- 
bungen nach Afghanistan! Bitte unterstüt- 
zen Sie unsere Aktion! Machen Sie deut- 
lich, dass Sie mit Abschiebungen nach 
Afghanistan nicht einverstanden sind und 
senden Sie eine Protestpostkarte an Bun- 
desinnenminister Thomas de Maiziere! 

Viele Grüße, 
Ihr PRO ASYL-Team 


Protestieren Sie mit uns: 


Keine Abschiebungen nach Afghanis- 
tan! ist unter www.proasyl.de zu erhal- 
ten. 


Ouelle: Pro Asyl 22.09.2016 I 
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5 Jahre NSU: Im Gedenken an die 
Opfer - Aufklärung vorantreiben! 


Antifaschistisches Magazin „der rechte rand” Schwerpunktheft erschienen 


im Gedenken an die Opfer des NSU 


der rechte 


MEREFT 


Ein schwarzes Cover, die Na- 
men der zehn vom NSU er- 
mordeten Menschen darauf in 
weißer Schrift, und: „Im Ge- 
denken an die Opfer des 
NSU“. Der Titel der 162. 
Ausgabe vom antifaschisti- 
schen Magazin „der rechte 
rand“ ohne Bild scheint ange- 
messen, um der Dimension 
des rechten und rassistischen 
NSU-Terrors gerecht zu wer- 
den. Es soll herausstellen, um 
wen es — wenn wir 
recherchieren, schreiben und 
analysieren — immer gehen 
sollte: Die Opfer. Ihre Ange- 
hörigen müssen seit über 16 
Jahren damit leben, dass ihre 
Ehemänner, Väter und Söhne 
— und in einem Fall ihre 
Tochter — ermordet wurden 
und dass immer noch nicht 
alle Hintergründe der Taten 
geklärt wurden. 


von und für antifaschistInnen 


Aus der Perspektive der 
Betroffenen ist die Geschichte 
des NSU kein spannender Ge- 
heimdienstthriller, kein aufre- 
gender Krimi. Für sie bedeu- 
tet „NSU“ ein Verbrechen, 


das von Grund auf ihr Leben 
verändert hat. Es bedeutet, in 
einem Staat zu leben, der 
nicht nur damals keinen 
Schutz geboten, sondern der 
bis heute die politisch Verant- 
wortlichen nicht zur Rechen- 
schaft gezogen hat. Der nicht 
nur damals zuließ, dass die 
Verfassungsschutzbehörden 
ihre Spitzel im Dunstkreis des 
NSU aufstellten, sondern der 
bis heute keinen reinen Tisch 
im Verfassungsschutz 
gemacht hat. 

Der aktuelle Schwerpunkt 
der 162. Ausgabe des Fach- 
magazins „der rechte rand“ 
benennt offene Fragen zur 
rassistischen Mordserie, zum 
Entstehen des NSU und zum 
Agieren von Politik, Gesell- 
schaft, Polizei und Geheim- 
diensten, gibt einen Überblick 
über den Stand der 
Aufklärung in den zehn Bun- 
desländern, die einen direkten 
Bezug zu der Terrorgruppe 
hatten, beleuchtet den Stand 
des Münchener NSU-Prozes- 
ses aus Sicht der Nebenklage, 
fragt nach den Möglichkeiten 
der Aufklärung von 
ntersuchungsausschüssen in 
Geheimdienst-Skandalen und 
vergleicht die rassistischen 
Mobilsierungen und Anschlä- 
ge der frühen 1990er Jahre 
mit den Welle von rechten 
Angriffen auf Geflüchtete 
heute. 


Außerdem im Heft: Ein 
Porträt des traditionsreichen 
„Studienzentrum 
Weikersheims“ an der 
Schnittstelle zwischen Kon- 
servatismus und extremer 
Rechter, eine Analyse der 
Entwicklung des Debattenma- 
gazins „Tumult — Vierteljah- 
resschrift für 
Konsensstörung“ in die Sphä- 
ren der „Neuen Rechten“, ein 
Überblick über einflußreiche 
Burschenschafter in der AfD 
und die bisherige Schwäche 
der neuen Rechtspartei an den 
Hochschulen. 

Außerdem im Heft: Ein 
Kommentar zur „Brexit“- 
Kampagne und rassistischer 
Gewalt, Aktuelles zur „Alter- 
native für Deutschland“, Ge- 
richtsverfahren gegen neona- 
zistische Gewalttäter. 

Das antifaschistische Ma- 
gazin „der rechte rand“ 
erscheint sechsmal im Jahr 
und ist per abo@der-rechte- 
rand.de oder unter www.der- 
rechte-rand.de zu bestellen. 

Kostenlose Downloads äl- 
terer Ausgaben unter 
www.der-rechte-rand.de. 

Redaktion der rechte rand 
Mark Roth 


Der Herausgabekreis und die Redaktion sind zu erreichen über: 
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: die waffen nieder 


DIE WAFFEN NIEDER! 


Demo in Berlin 


8.10.2016 


Kooperation statt NATO-Konfrontation 
Abrüstung statt Sozialabbau 


Die aktuellen Kriege und die militärische 
Konfrontation gegen Russland treiben 
uns auf die Straße. 


Deutschland befindet sich im Krieg fast 
überall auf der Welt. Die Bundesregie- 
rung betreibt eine Politik der drastischen 
Aufrüstung. Deutsche Konzerne expor- 
tieren Waffen in alle Welt. Das Geschäft 
mit dem Tod blüht. 


Dieser Politik leisten wir Widerstand. 
Die Menschen in unserem Land wollen 
keine Kriege und Aufrüstung — sie wol- 
len Frieden. 


Die Politik muss dem Rechnung tragen. 
Wir akzeptieren nicht, dass Krieg immer 
alltäglicher wird und Deutschland einen 
wachsenden Beitrag dazu leistet: in Af- 
ghanistan, Irak, Libyen, Syrien, Jemen, 
Mali. Der Krieg in der Ukraine ist nicht 
gestoppt. Immer geht es letztlich um 
Macht, Märkte und Rohstoffe. Stets sind 
die USA, NATO-Mitgliedstaaten und de- 
ren Verbündete beteiligt, fast immer auch 
direkt oder indirekt die Bundesrepublik. 


Krieg ist Terror. Er bringt millionenfa- 
chen Tod, Verwüstung und Chaos. Mil- 
lionen von Menschen müssen fliehen. 
Geflüchtete brauchen unsere Unterstüt- 
zung und Schutz vor rassistischen und 
nationalistischen Übergriffen. Wir vertei- 
digen das Menschenrecht auf Asyl. Da- 
mit Menschen nicht fliehen müssen, for- 


dern wir von der Bundesregierung, jegli- 
che militärische Einmischung in Krisen- 
gebiete einzustellen. 


Die Bundesregierung muss an politi- 
schen Lösungen mitwirken, zivile Kon- 
fliktbearbeitung fördern und wirtschaftli- 
che Hilfe für den Wiederaufbau der zer- 
störten Länder leisten. 


Die Menschen brauchen weltweit Ge- 
rechtigkeit. Deshalb lehnen wir neolibe- 
rale Freihandelszonen wie TTIP, CETA, 
ökologischen Raubbau und die Vernich- 
tung von Lebensgrundlagen ab. 


Deutsche Waffenlieferungen heizen die 
Konflikte an. Weltweit werden täglich 
4,66 Milliarden Dollar für Rüstung ver- 
pulvert. Die Bundesregierung strebt an, 
in den kommenden acht Jahren ihre jähr- 
lichen Rüstungsausgaben von 35 auf 60 
Milliarden Euro zu erhöhen. Statt die 
Bundeswehr für weltweite Einsätze auf- 
zurüsten, fordern wir, unsere Steuergel- 
der für soziale Aufgaben einzusetzen. 


Das Verhältnis von Deutschland und 
Russland war seit 1990 noch nie so 
schlecht wie heute. Die NATO hat ihr al- 
tes Feindbild wiederbelebt, schiebt ihren 
politischen Einfluss und ihren Militärap- 
parat durch Stationierung schneller Ein- 
greiftruppen, Militärmanöver, dem soge- 
nannten Raketenabwehrschirm — beglei- 
tet von verbaler Aufrüstung — an die 
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Auftakt: 12 Uhr 
Alexanderplatz 
Ecke Otto-Braun-Str. 


Grenzen Russlands vor. Das ist ein Bruch 
der Zusagen zur deutschen Einigung. 
Russland antwortet mit politischen und 
militärischen Maßnahmen. Dieser Teu- 
felskreis muss durchbrochen werden. 
Nicht zuletzt steigert die Modernisierung 
genannte Aufrüstung der US-Atomwaf- 
fen die Gefahr einer militärischen Kon- 
frontation bis hin zu einem Atomkrieg. 


Sicherheit in Europa gibt es nur MIT 
und nicht GEGEN Russland. 


Wir verlangen von der Bundesregierung: 

« den Abzug der Bundeswehr aus allen 
Auslandseinsätzen 

« die drastische Reduzierung des Rüs- 
tungsetats 

° den Stopp der Rüstungsexporte 

° die Ächtung von Kampfdrohnen 

° keine Beteiligung an NATO-Manö- 
vern und Truppenstationierungen ent- 
lang der Westgrenze Russlands. 


Wir sagen Nein zu Atomwaffen, 
Krieg und Militärinterventionen. 


Wir fordern ein Ende der Militarisie- 
rung der EU. Wir wollen Dialog, 
weltweite Abrüstung, friedliche zivi- 
le Konfliktlösungen und ein auf Aus- 
gleich basierendes System gemein- 
samer Sicherheit. 


Für diese Friedenspolitik setzen wir 
uns ein. 


Wir rufen auf zur bundesweiten De- 
monstration am 8.10.2016 in Berlin. 


m 
7 
5 Bundesausschuss 
__ Friedensratschalg 
Pr 


Berliner 
Friedens-koordination 


